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handwerkerfragen.
Wie wir berichteten, haben im preußiſchen Klaſſenlandtage,

wie alljährlich ſo auch diesmal wieder, die Handwerker ihre
Klagen ertönen laſſen und kräftigen Schutz der Regierung ver
langt. Beſonders wurde die Lage der Bauhandwerker
erörtert. Es iſt ja eine bekannte Tatſache, daß im Baugewerbe
der Schwindel in einer Weiſe blüht, daß es ſelbſt in unſerer
mit Moral wahrlich nicht überſättigten Zeit auffallen muß.
Und wie es ſcheint und allgemein behauptet wird, ſind vor
nehmlich die Handwerker die Leidtragenden dabei. Groß iſt die

der Bauten, die alljährlich zur Zwangsverſteigerung
kommen, und gewaltig ſind die Summen, welche dabei als Ver-
e der Handwerker angegeben werden. Schon in einer ein-
zelnen Großſtadt zählen ſie nach Hunderttauſenden.

Da wir nicht vorausſetzen können, daß unſeren Leſern der
Mechanismus dieſes Schwindels bekannt iſt, der in aller
Oeffentlichkeit mit der größten Sicherheit arbeitet und doch
von den Geſetzen nicht gefaßt werden kann, ſo ſei er hier mit
kurzen Worten dargelegt. Der eigentliche Schwindler iſt der
Terrainſpekulant. Entweder in Form einer Aktiengeſellſchaft
oder auch auf eigene Hand, kauft er bei Zeiten rieſige Terrains
und bedient ſich dann zu ihrer „Verwertung“ mittelloſer
Bauunternehmer. Das iſt die Hauptſache, daß der Bauunter
nehmer mittelkos ſein muß; denn nur ein ſolcher kann die
unſtinnig hohen Preiſe bewilligen, die der Terrainſpekulant
verlangt. Er bezahlt ſie ja doch nicht, und bei der Subhaſtation
iſt von ihm nichts zu holen. Gefetzlich wird der mittelloſe
Unternehmer nunmehr Eigentümer der Bauſtelle, tatſächlich
behält ſte der Terraginſpekukant. Denn er bekommt nur eine
geringe Anzahlung, der Reſt des Kaufpreiſes wird als erſte
Hypothek auf das Grundſtück eingetragen. Ja der Terrain-
e x meiſt noch weiter und leiht dem Unternehmer t 687 zum Dauen. Der fängt nun an, kauft

Materialien, beſchäftigt Arbeiter und Handwerker bis er
eines Tages die Zahlungen einſtellt. Nun kommt es zur Sub-
haſtation, das Grundſtück mit allem, was darauf ſteht, alſo
mit bedeutender Wertſteigerung fällt an den Terrainſpeku-
lkanten zurück und die Handwerker gehen leer aus, ſoweit
ſie noch keine Zahlung erhalten haben. Klagen hat keinen
Sinn, denn der Spekulant iſt ihnen nichts ſchuldig, und der
Unternehmer hat ja nichts. Der Staatsanwalt kann auch nichts
machen, denn wie ſoll er dem Unternehmer beweiſen, daß er
abſichtlich die Handwerker hineingelegt hat?

Dieſes edle Spiel iſt, wie geſagt, in den Großſtädten gang
und gäbe, und es iſt nebenbei bemerkt auch der wahre
Grund der unſinnig teuren Mieten. Denn nur durch diefen
Schwindel können die Bodenpreiſe ſo unſinnig in die Höhe ge
trieben werden. Ein ſolider Unternehmer, der wirklich bezahlt,
kann ſie nicht bewilligen, und ſo kommt es, daß ir gewerbe
das ſolide Unternehmertum mehr und mehr durch e -chwind-
ler verdrängt wird.

Unſere Leſer werden nun aus unſerer Darſtellung ſchon ge
merkt haben, daß hierbei die Handwerker ſelbſt kei-
neswegs ohne Schuld ſind. Es kam denn auch dies
mal im preußiſchen Abgeordnetenhaus eine neue Note in die
Erörterungen, die ſonſt nur eine Wiederholung deſſen waren,
was man ſchon ſeit Jahren bei dieſem Thema gehört hat. Der
Handelsminiſter meinte nämlich, es ſei verkehrt von den Hand
werkern, immer nur nach Staatshilfe zu ſchreien, ſie könnten
ſich zu einem großen Teil ſelbſt helfen; warum geben ſie
denn ſolchen als mittellos bekannten Unter-
nehmern Kredit?

Jn der Tat, warum tun ſie das? Ein Geheimnis ſind die
Dinge doch gewiß nicht, die wir geſchildert haben. Beſonders
wer ſelbſt mitten darin ſteht, muß ſie kennen, und die Bau
handwerker kennen ſie ganz ſicher. Hat doch die Berliner
Handwerkerkammer im vorigen Jahre eine Liſte von nicht
weniger als 868 „unzuverläſſigen“ Bauunternehmern zu-
ſammengeſtellt. Die Liſte ſoll nach den Angaben des Handels
miniſters etwas übertrieben ſein, aber ſie zeigt doch, daß die
Handwerker ganz gut Beſcheid wiſſen. Anders iſt es ja auch
ar nicht denkbar. Hat ſo ein Schwindelunternehmer dasLriel 2- oder 8 mal getrieben, ſo ſpricht ſich das doch herum,

und zweifellos kennt ihn dann bald jeder Bauhandwerker
ſeines Platzes. Trotzdem bekommt er immer wieder Kredit.
Wie geht das zu? Zweifellos iſt das doch nur ſo zu erklären,
daß die Handwerker mit dieſen Zuſtänden rechnen, daß ſie ſich
daran gewöhnt und damit eingelebt haben mit anderen
Worten: ſie müſſen wohl ihre Arbeit und ihre Naturalien ſo
einrichten, daß ſie bei dieſem Schwindelgeſchäft immeér noch

ihre Rechnung finden ßSo iſt es auch in Wirklichkeit. Schon vor r ſchrieb
eine angeſehene bürgerliche Zeitſchrift, die ſich mit den Dingen
beſchäftigte, daß der Handwerker, der einen Bau übernimmt,
von vornherein mit der Möglichkeit rechnet, einen Teil oder
auch alles zu verlieren. Folglich iſt er genötigt, höhere
Preiſe zu nehmen. ſchlechtes Material zu verwenden
und oberflächlich zu arbeiten. Werden dann auch
nur zwei Drittel ſeiner Forderungen bezahlt, ſo kann er
immer noch zufrieden ſein. Die Folgen hat der unglückliche
Mieter zu tragen, der für teures Geld eine ſchlechte Wohnung

t.den Wieſe Weiſe iſt denn auch bei den Bauhandwerkern all

mählich eine „Ausleſe zum Schlechten“ eingetreten. Bie der
ſelide Vauunternehmer, ſo iſt auch der ſolide Handwerker mehr
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und mehr verdrängt worden. Man merkt's den großſtädtiſchen
Wohnungen von heute an, daß ſie auf ſolch ſchwindelhafte
Weiſe zuſtande gekommen ſind.

Es hätte nun wenig Sinn, moraliſche Betrachtungen über
ſchlechte Bauunternehmer und ſchlechte Bauhandwerker anzu-
ſtellen. Praktiſchen Wert hat nur die Frage, ob ſich daran
etwas ändern läßt. Durch Geſetze und Strafandrohungen
ſicher nicht. Alle derartigen Verſuche haben ſich bisher als
unwirkſam erwieſen. Die Wurzel des Uebels liegt ja nicht
bei den Handwerkern und auch nicht bei den Unternehmern,
ſondern bei den Terrainſpekulanten. Denen das Handwerk zu
legen, wäre aber nur möglich, wenn man den Grund und
Boden überhaupt der privaten Verfügungent-
zieht. Es muß ſich die Erkenntnis durchringen, daß die Ver
ſorgung der Menſchen mit Wohnungen dem elementarſten
aller Bedürfniſſe überhaupt nicht ein „Geſchäft“ ſein darf,
an dem einzelne Kapitaliſten Profit machen, ſondern daß es
eine ſoziale Aufgabe, d. h. eine Aufgabe der Gemeinſchaft
iſt. Erſt wenn das der Fall iſt, wird man den Grund und
Boden dem Privatbeſitz abnehmen und in den Beſitz der Ge-
ſamtheit überführen. Erſt dann wird er aufhören, ein Speku-
lationsobjekt zur Bereicherung Einzelner und zum Schaden
aller anderen zu ſein.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 5. März 1912.

Keine Lockerung der „bewährten“ Zollpolitik!
Jm Reichstage nahm nach kleineren Abgeordnetenreden

am Montag der Staatsſekretär Dr. Delbrück zu einer aus-
führlichen Beſprechung ſeiner Wirtſchaftspolitik das
Wort. Man konnte mit einiger Spannung auf dieſe Dar-
legung gewartet haben, und das s wandte ihr auch eine
Aufmerkſamkeit zu, die den vorangegangenen Rednern begreif-
licherweiſe gefehlt hatte. Dieſes geſteigerte Intereſſe fand
aber nur zu einem geringen Teil Befriedigung. Denn wenn
auch der Staatsſekretär allerhand gelehrte Ausführungen über
die Entwicklung und die Bedürfniſſe machte, wie ſie aus unſerer
induſtriellen Entfaltung erwachſen ſind, ſo durfte er doch nicht
die unbedingt nötigen Folgerungen ziehen. Das trifft zu ſo-
wohl für ſeine Angaben über die kommende Handelspolitik, als
auch für all die Schlußfolgerungen, die er aus der wachſenden
Syndikatsbildung herleitete. Der Staatsſekretär hob ſelbſt
hervor, daß die hervorragendſte Aufgabe der ganzen Wirt-
ſchaftspolitik gegenwärtig nicht mehr der Schutz des inneren
Marktes ſondern die Erhaltung der auswärtigen Abſatzgebiete
gegenüber der dortigen Konkurrenz des Auslandes iſt. Auf
die ſelbſtverſtändliche Folge dieſer Tatſache machte ihn ſchon
unſer Genoſſe Sach ſe bei ſeiner alsbald folgenden Antwort
aufmerkſam: die Handelspolitik des Reiches muß eine Aende-
rung erfahren und eben durch ein Ablenken von dem gewal-
tigen Zollſchutz die Stellung der deutſchen Jnduſtrie auf den
Auslandsmarkt ſtärken. Der Staatsſekretär ſelbſt mag dieſes
Bedenken wohl empfunden haben, denn er fügte ſeiner eigenen
Feſtſtellung hinzu, daß auch eine freihändleriſche Politik
Deutſchlands das Ausland keineswegs veranlaſſen würde, ſeine
Tarife nachgiebiger zu geſtalten. Dieſe Behauptung iſt durch
aus willkürlich und wird auch niemanden zu täuſchen ver-
mögen. Es iſt vielmehr gar nicht einzuſehen, warum nicht bei
gemäßigten deutſchen Forderungen gelegentlich der nächſten
Handelsvertragsverhandlungen auch Konzeſſionen von den
anderen Staaten zu erwirken ſein ſollten? Es genügt wohl in
dieſem Zuſammenhange an die Repreſſalien zu erinnern, die
ſeinerzeit als Antwort auf den deutſchen Hochſchutzzoll von
anderen Staaten z. B. gegenüber der deutſchen Spielwaren-
induſtrie ergriffen worden ſind! Aber der Staatsſekretär
wollte oder mußte unbedingt ſagen, daß das Reich an ſeiner
„bewährten“ Wirtſchaftspolitik feſthaltenwerde, und er half ſich über alle Schwierigkeiten ſeiner
eigenen Logik mit der wiederholten Verſicherung hinweg, daß
die deutſche Volkswirtſchaft die Kraft gehabt habe, alle Kom-
plikationen zu überwinden. Daß auch dieſe optimiſtiſche Schil-
derung durchaus nicht einwandfrei iſt, konnte ihm gleichfalls
Gen. Sachſe mit einem kurzen Hinweis auf die ſicherlich wenig
länzende Lage eines großen Teiles der deutſchen Textil-Induſtrie nachweiſen. Auch die Bemerkungen des Staats

ſekretärs über die Syndikate waren wenig konſequent, ſo rich
tig manche ſeiner Feſtſtellungen geweſen ſein mögen. Er kon
ſtatierte, daß dieſe neuen wirtſchaftlichen Gebilde vielfach den
Charakter von Privatmonopolen angenommen hätten,
und er fügte hinzu, er perſönlich halte unter Umſtänden Pri-
vatmonopole für gefährlicher als Staatsmonopole. Ja, ihm
erſcheint die Umwandlung der Privatmonopole in Staats
monopole als das wahrſcheinliche Ergebnis der Entwicklung.
Er lehnt aber jede ungeduldige Vollgerichtigkeit mit der be
quemen Beruhigung ab, wir ſeien „noch nicht reif“ genug!
Man konnte ihm von den ſozialdemokratiſchen Bänken ent
gegenrufen, daß wir Sozialdemokraten ſchon längſt reif ſind.

Genoſſe Sach ſe begann ſeine Rede mit einer kurzen Pole-
mik gegen den Staatsſekretär, die wir ſoeben angedeutet haben.
Er wandte ſich dann ſeinen eigentlichen Thema zu und er-
örterte in ausführlichen und überzeugenden Darlegungen die
Behandlung der Arbeiter, vor allem in den Bergrevieren
und die Forderung, die ſie an die Geſetzgebung ſtellen. Gegen
über allen Scharfmachern aus dem Hauſe hob er den Texroris-
mug hervor wie ex in unerh?rter Weiſe von den Unternehmern
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ausgeübt wird, und wie er zu einer maßloſen Ausbeutung
führt. Er verlangte, daß die Unternehmer und die Regierung
den Wünſchen der Arbeiter entgegenkommen und ſo die ein
zige Möglichkeit ſchaffen, auf die Dauer den Frieden zu er-
halten. Wenn man allerdings dieſen Forderungen und den
wirklichen Zuſtänden die Reden entgegenhält, die faſt zu gleicher
Zeit zu demſelben Gegenſtand im preußiſchen Landtag gehalten
worden ſind, iſt wenig Hoffnung berechtigt, daß die Regie-
rung in Deutſchland auch nur annähernd ſo viel Vernunft
zeigen wird, wie ſie die engliſche Regierung beweiſt.

Den Schluß der Verhandlung bildete eine lange, von all-
gemeiner Unaufmerkſamkeit begleitete Zünftlerrede des Zen-
trumsabgeordneten Jrl. Die Debatte findet morgen ihren
Fortgang.

Aus allem aber geht klar hervor: daß die Maſſen von dieſer
Regierung eine Erleichterung und Milderung der künſtlichen
Verteuerung der Lebensmittel nicht zu erwarten haben!

Die Bergarbeiterbewegung vor dem Landtage.
Das Dreiklaſſenhaus hatte ſich am Montag mit dem Berg-

etat zu beſchäftigen. Selbſtverſtändlich ſtand die große Be-
wegung der Ruhrbergleute im Mittelpunkt der Debatte. Ohne
daß irgend jemand den chriſtlichen Verband angegriffen hätte,
hielt es der Abg. Bruſt wieder einmal für nötig, den alten
Verband und die Sozialdemokratie der „Verhetzung der Berg-
arbeiter“ zu beſchuldigen, womit er ja den Beifall der Junker
leicht errang. Genoſſe Leinert, der gleich nach dieſem
Herrn zu Worte kam, beſprach zunächſt die Lage der Arbeiter
und Beamten in den ſtaatlichen Bergwerken. Er betonte, daß
der Staat die Pflicht gehabt hätte, den privaten Unternehmern
darin voranzugehen, die Löhne, die ſeit 1907 ununterbrochen
geſunken ſind, aus Anlaß der Teuerung zu erhöhen. Sehr
bemerkenswert war, was der ſozialdemokratiſche Redner über
die Behandlung der Sicherheitsmänner und die Ein
ſchränkung ihres Wirkungskreiſes ſagte. Die im letzten Jahre
auch in den Staatsbergwerken eingeführten Prämien für die
Betriebsbeamten bezeichnete er mit Recht als ein Mittel, die
Ausbeutung der Arbeiter zu verſchärfen, Korrup-
ti on herbeizuführen und die Beamten um ihr Koalitionsrecht
zu bringen. Dann aber zeigte Abg. Leinert die tiefgründigen
Urſachen der Gärung im Ruhrrevier auf und er widerlegte
dabei die bekannten Argumente der Zechen, die denn auch ſo
gleich der Syndikus des Kohlenſyndikats, Abg. Hirſch Eſſen
in langer Rede vortrug, wobei er die Zuſtimmung des Zen-
trums fand, die freilich nicht die der chriſtlichen Bergarbeiter
ſein dürfte. Handelsminiſter Sydow, während der Leinert-
ſchen Rede raſch herbeigeholt, ſtimmte in den Jammer des
Herrn Hirſch über die Sicherheitsmänner nicht ein, er mußte
vielmehr erklären, daß ſich die Klagen ſelbſt der Unternehmer
vermindert haben. Natürlich wies der Miniſter weit von ſich,
etwa gar das Beiſpiel der engliſchen Regierung nachahmen zu
wollen. Nach einigen belangloſen Scharfmacherphraſen einiger
Bürgerlicher vertagte ſich das Haus. Dienstag: Fortſetzung.

Das Landtägle aufgelöſt!
Aus Rudolſtadt kommt die Meldung, daß die Regierung

am Montag den ſchwarzburgiſch-rudolſtädtiſchen getreuen Land
tag auf gelöſt hat. Der formelle Anlaß war die Ablehnung
des Wahl,reform“-Geſetzes, doch lagen die Dinge natürlich
viel tiefer. Die letzten Wahlen ergaben bekanntlich eine ſo
zial demokratiſche Mehrheit, da unſere Partei von
den 16 Sitzen der Volksvertretung neun für ſich eroberte. Die
Mißwirtſchaft der Regierung und der bürgerlichen Parteien
hatte das Volk gewaltig empört. Den Machthabern war es klar,
daß ſie die Aufrechterhaltung ihrer Gewalt nur durch eine
Wahlentrechtung bewirken können, doch konnte eine ſo
gewagte Sache nicht ſo brutal ins Werk geſetzt werden. Die
Regierung legte alſo eine „Reform“ vor, die die Zahl der Wäh
ler in der Klaſſe der Beſitzendenmandate verringerte und
zu dieſem Zwecke eine Maſſe reicher Wähler in die allge
meine Wählerklaſſe abſchob. Dort ſollten die Tauſentaler
männer mit ihren Stimmen und ihrem Einfluß der Sozial
demokratie Abbruch tun. Die ſozialdemokratiſche Mehr
heit des Landtages lehnte natürlich dieſe weitere Verſchlechte
rung des Wahlrechtes und dieſe geſtiegene Bebvorrechtung des
allergrößten Beſitzes ab, worauf die Regierung den Landtag
auflöſte. Nun hat das Volk zum zweiten Male zu ſprechen.
Zweifellos wird ein ganz gewaltiger Regierungsdruck
und eine furchtbare „nationale“ Hetze durch die bürger

lichen Parteien einſetzen, damit es gelinge, der Sogzialdemo
kratie wenigſtens einen oder zwei Sitze abzunehmen. Ob das
möglich ſein wird, ſteht noch ſehr dahin, da die ganze Aktion
der Regierung nicht „populär“ genug iſt.

Regierung und Kartoffelzoll.
Die Nordd. Allgem. Zig. bringt am Montag abend eine amt

liche Antwort auf die fortwährenden Angriffe der Deutſchen
Tageszeitung, in denen beſtritten wurde, daß dem Bu t
das Recht zuſtehe, einen Zoll zu ſuspendieren.
Note wirft zunächſt die Frage auf, weshalb dieſe

wenn ne
Z

3



h

h

nicht ſchon früher erhoben worden ſei. Weder im Reichstage
noch in der Preſſe ſei das mindeſte formelle Bedenken laut ge-
worden, auch bei der Beratung der Interpellationen ſei mit
keinem Wort die Frage aufgeworfen worden, ob der Bundes-
rat mit der Suspendierung dieſes Zolles ſeine Befugniſſe nicht
überſchreite. Jn der Budgetkommiſſion des Reichstags ſoll
durch die Regierung die Angelegenheit noch einmal zur Er
örterung gebracht werden. Die Erklärung fährt dann fort:

Es iſt nicht richtig, daß der Bundesrat „den Zoll auf Kar
toffeln ſuspendiert“ hätte. Der' im Zolltarif von 1902 ent-
haltene Zoll von 1 Mk. iſt nach dem ausgeſprochenen Willen
der geſetzgebenden Faktoren für die Früh kartoffel beſtimmt,
welche von Mitte Februar ab aus Jtalien, Malta und
Gegenden gleichartigen Klimas, vom Juni ab auch aus nörd
licheren Gegenden zu uns zu kommen pflegt. Dieſen Zoll
berührt der Beſchluß des Bundesrats überhaupt nicht; er
wird ohne Einſchränkung vom 15. Februar ab erhoben. Nur
die vor jährige Kartoffel darf bis zum 30. April von den
Landesbehörden zollfrei eingelaſſen werden. Wenn dieſe
geringwertige Kartoffel vermöge der ganz eigenartigen Ver-
hältniſſe des laufenden Jahres bei uns ausnahmsweiſe auch
über Mitte Februar hinaus in größeren Mengen Einlaß
ſucht, ſo würde es der Abſicht des Geſetzgebers direkt zu-
widerlaufen, ihr zu dem ungewöhnlich hohen Preiſe auch noch
den Zoll von 1 Mk. für den Doppelzentner aufzuerlegen.

Was ſchiert das die Agrarier?
Z

Preußiſche Schneid wird belohnt?

Der Landrat v. Maltzahn im pommerſchen Kreiſe Grim-
men, der nicht nur durch den Prozeß des Rittergutsbeſitzers
Becker, ſondern auch durch den Wahlerlaß an die Guts und
Gemeindevorſteher ſeines Kreiſes Aufſehen erregte, in dem er
aufforderte, „dahin zu wirken, daß nur ſolche Volksvertreter
in den Reichstag entſandt werden, die den Kampf gegen
die Umſturzpartei mit aller Kraft im Verein mit der
Kgl. Staatsregierung aufzunehmen und durchzu-
führen Willens ſind“ ſcheint als Landrat ausgeſpielt zu
haben. Nach einer Meldung des Tageblatts für Vorpommern
von angeblich zuverläſſiger Seite iſt die Amtsenthebung des ſo
gewaltigen Herrn zum 1. April beſtimmt vorgeſehen und als
ſein Nachfolger werde Herr v. Stumpfeld ernannt.

Wir vermuten, der Herr v. Maltzahn wird, wie einſt die
Kanalrebellen, mit ſeiner ſtaatserhaltenden Geſinnung die
Treppe hinauffallen. Es wird in der Notiz auch nicht
geſagt, daß dieſer preußiſche Junker aus dem Staatsdienſt
ſcheidet,

Deutſches Reich.
Lehrſtühle für ſoziale Geſetzgebung. Die RheiniſchWeſt-

fäliſche Zeitung berichtet:
„Zwiſchen den Bundesregierungen ſchweben Verhandlungen,

die darauf abzielen, auf allen Univerſitäten Lehrſtühle für
ſoziale Medizin einzurichten, um die Studierenden der
Medizin mit den Beſtimmungen der Reichsverſiche-
rungsordnung und der Arbeiterſchutzgeſetz-
gebung und mit den bei der Durchführung dieſer Geſetze
den Aerzten erwachſenden Aufgaben vertraut zu machen. Jm
übrigen ſoll die Reichsverſicherungsgeſetzgebung in größerem
Umfange als bisher als Lehrgegenſtand auf den deutſchen
Hochſchulen behandelt werden Hoffentlich ſtimmt das.

Die geheimnisvolle Zentrums-Denkſchrift. Die Germania
rückt jetzt endlich mit näheren Angaben über die Denkſchrift
heraus, deren Verfaſſer noch immer der Oeffentlichkeit unbe-
kannt geblieben iſt. Das Zentrumsblatt meint, es könne nur
die Broſchüre gemeint ſein, die unter dem Titel: „Vertrauliche
Denkſchrift über die neuen Wehrvorlagen und ihre Deckung“,
den Miniſtern der Bundesſtaaten zugegangen iſt. Dieſe Denk-
ſchrift enthalte aber kein Wort, weder für noch gegen eine
Erbſchaftsſteuer, ſondern führe nur die Wertzuwachsſteuer als
eine noch weiter zu erſchließende Finanzquelle an. Uebrigens
enthalte die Broſchüre nichts, was nicht jeder Abgeordnete und
jedes Bundesratsmitglied, das ſich einigermaßen mit Etat-
fragen beſchäftige, ohnehin wiſſen müßte.

Es iſt aber noch immer nicht klargeſtellt, weshalb gerade ein
Zentrumsmann ſich dazu verpflichtet fühlte, die Miniſter
der Bundesſtaaten „aufzuklären“. Das Zentrumsmitglied muß
demnach unbedingt vorausgeſetzt haben, daß die Miniſter der
Bundesſtaaten ſich um das, was im Etat ſteht, überhaupt nicht

Am 43 55 S
BVerhaftete Spione. Jn Frankfurt a. M. ſind drei Per-

ſonen verhaftet worden, die für die franzöſiſche Regierung
Spionage getrieben haben. Sie waren in Paris mit einem
Beamten des dortigen Miniſteriums des Jnnern in Verbin-
dung getreten, und erhielten dort die Zuſage, daß ihnen für
die Lieferung eines Zünders 1000 Mk., für ein Geſchoß 3000
Mark, für ein Verſchlußſtück 5000 Mk. und für die Original
zeichnung eines Geſchützes 8000 Mk. bezahlt werden ſollte. Man
nimmt an, daß noch mehr Perſonen in die Angelegenheit ver-
wickelt werden dürften.

OeſterreichUngarn.
Demonſtratoinen für das gleiche Wahlrecht veranſtaltete am

Montag die Budapeſter Arbeiterſchaft. Am Montag
vormittag ruhte in Budapeſt jegliche Arbeit.
Der Demonſtrationszug umfaßte etwa 100000 Teilnehmer.
Während des Aufmarſches vor dem Parlament waren um-
faſſende polizeiliche und militäriſche Vorſichtsmaßregeln ge-
troffen. Der Zug war faſt drei Kilometer lang, die Menge
ſang unausgeſetzt revolutionäre Lieder und brachte Rufe auf
das allgemeine Wahlrecht aus. 2000 Arbeiter, durch
rote Armſchleifen als Ordner kenntlich, ſorgten ſelber für die
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung. Mittags 1 Uhr
war der Demonſtrationszug beendet. Er verlief vollkommen
ruhig.

Rußland.
Die Schreckensjuſtiz des Blutzaren. Seit etwa drei Wochen

findet vor dem Beſonderen Gerichtshofe des
Senats, demſelben Gerichte, das 1907 die ſozialdemokra-
tiſche Dumafraktion unſchuldig verurteilt hat, hinter ver-
ſchloſſenen Türen der Prozeß gegen die armeniſche revolu-
tionäre Partei Daſchnakzutjun ſtatt. Seit etwa drei
Jahren haben die Angeklagten in den Kerkern geweilt, während
dieſer ganzen Zeit waren ſie ihren Familien entriſſen und
der Willkür und Grauſamkeit der ruſſiſchen
Kerkermeiſter ausgeliefert worden. Und nun ſtehen
159 Perſonen vor dem Ausnahmegericht, meiſt Angehörige der
intelligenten Berufe, Rechtsanwälte, Aerzte, Schriftſteller uſw.
denen die Regierung die Zugehörigkeit zu der armeniſchen
revolutionären Organiſation und ſchwere Staatsverbrechen
inkriminiert. Ueberflüſſig zu ſagen, daß in dieſem Prozeß die
typiſchen Merkmale der ruſſiſchen Mordjuſtiz, wie Lockſpitzelei,
Fälſchungen uſw. zum Ausdruck gelangt ſind. Der Prozeß
charakteriſiert ſich ſchon dadurch, daß die Verhandlungen aus
dem Kaukaſus nach Petersburg übertragen worden ſind, wo
ſie ohne welche Rechtsgarantien für die Angeklagten ſtatt
finden. Noch charakteriſtiſcher iſt es, daß die Unterſuchung von
dem berüchtigten Unterſuchungsrichter Lyſhin geführt worden
iſt, dem das Kriegsgericht während des bekannten Prozeſſes
wegen der „Republik zu Noworoſſisk“ dreißig Upfunden-
fälſchungen nachgewieſen hat. Nach dieſer Hekdentat hat
der Juſtizminiſter dem Urkundenfälſcher einen höheren Poſten
verliehen und ihm die Unterſuchung in dem jetzt ſtattfindenden
Prozeß übertragen. Er wird auch hier mit ruhigem Gewiſſen
ein Juſtizverbrechen an den zahlreichen Angeklagten verüben

denn ſo befiehlt es ſeine Exzellenz der Juſtizminiſter und
der höchſte Hort der ruſſiſchen Juſtiz: die Ochrang und das
Polizeidepartement.

Warſchau, 4. März. Jn dem Prozeß wegen der Zu-
gehörigkeit zur polniſchen ſozialdemokratiſchen Partei der
Stadt Radem wurden 25 Perſonen zu Zwangsarbeit
auf die Dauer von 2 bis s Jahren, 28 zur Ver
bannung nach Sibirien verurteilt. Nur zwei An-
geklagte wurden freigeſprochen.

Perſien.
Das Ende der perſiſchen Selbſtändigkeit. Die Perſer ver-

ſuchen jetzt, die ruſſiſch-engliſchen Forderungen abzuſchwächen,
doch werden alle darauf bezüglichen Noten von den Vertretern
der beiden Mächte uneröffnet zurückgeſandt. Die Annahme
dieſer Forderungen wird alſo dieſer Tage erfolgen müſſen, wo-
mit Perſien aufgehört haben wird, ein ſelb-
ſtändiger Staatzu ſein. Die Hauptforderung beſteht in
der Anerkennung des ruſſiſch-engliſchen Abkommens. Danach
ſoll für alle Fragen in der neutralen Zone beide Mächte, ſonſt
aber jede Macht für ihre Einflußzone allein maßgebend ſein.
Dritten ſoll irgend welcher wirtſchaftliche Ein-

raumt werden. Als „Belohnung“ erhält Perſien eine kleine
Anleihe, von der aber noch große Abzüge gemacht werden.
Die perſiſchen Zeitungen ſprechen heute von der Abſchaffung
aller Miniſterien und der Einrichtung eines bloßen Verwal
tungsrats, der dann wohl eine ruſſi ſche Leitung erhalten
würde. Während bisher Ausländer in Perſien keinen Grund
beſitz erwerben durften, tritt ſeit einigen Wochen eine ruſ
ſiſche Bank als Erwerber von Dörfern und
Gütern auf, denen die Bank Geld geliehen
hatte. Amerika.

Rooſevelt als Verſchwörer. Jm Herbſt dieſes Jahres finden
in den Vereinigten Staaten die Präſidentſchaftswahlen ſtatt.
Der Kampf hat ſchon jetzt begonnen. Er wird ſich vornehmlich
zwiſchen Taft und Rooſevelt abſpielen, der gern zum dritten
Male Präſident werden möchte. Er iſt aber jetzt, wie aus
Waſhington gemeldet wird, arg kompromittiert worden durch
politiſche Enthüllungen, die ſeine Gegner über ihn ſelbſt ver
breiten Jn der Senatsſitzung vom 1. März verlangte einer
der Senatoren von Nebraska Aufklärung über die Vorgänge,
die zum Erwerb der Panamazone durch die Vereinigten Staa-
ten geführt hätten. Der Senator behauptete, Rovſevelt ſelbſt
habe während ſeiner Amtstätigkeit als Präſident mit den
Revolutionären in Panama in Verbindung geſtanden, um die
Lostrennung Panamas von Kolumbien zu bewirken. Er ver
langte die Vorlegung der geſamten Aktenſtücke aus dieſer
Periode, damit der Senat ſich eine eigene Meinung über die
damaligen Vorgänge bilden könne. Der Antrag iſt ſelbſtver
ſtändlich nun dazu eingebracht, um Rooſevest bloßzuſtellen, da
aus internationaler Achtung und mit Rückſicht auf die Regie
rungen der ſüdamerikaniſchen Republiken ſeiwſtverſtändlich
kaum ein Mann auf den Präſidentenſitz erhoben werden kann,
der offen der Teilnahme an einer Verſchwörung gegen die
Regierung eines Nachbarſtaates beſchuldigt werden kain.

Nun hat Teddy wieder das Wort. Er wird natürlich alles
abſtreiten, denn darin hatte er ſchon immer etwas los!

China.
Die neuen Wirren. Jm „Reiche der Mitte“, wo Unruhen

eigentlich eine ſtändige Erſcheinung ſind, geht zurzeit wieder
alles drunter und drüber. Daß mit Einführung der mon
archiſchen Republik ſich die Dinge nicht ſo plötzlich ändern
und auf einmal geordnete Verhältniſſe eintreten würden, war
vorauszuſehen. Und dann fehlt gegenwärtig ja auch eine
eigentliche Regierung. HYuanſchikai, dem die Präſidentſchaft
der Republik übertragen wurde, ſetzt ſein altes Doppelſpiel
fort. Er ſitzt in Peking, traut ſeinen eigenen Soldaten nicht
mehr, und weigert ſich unter allerlei Ausflüchten noch immer,
nach Nanking zu gehen. Dabei ſcheint, beſonders in Tient-
ſin, die Lage dadurch ernſter geworden zu ſein, daß das
Leben der Fremden gefährdet iſt. Jn Tientſin iſt

Poliziſten erſchoſſen worden. Jn Paotingfu ſollen
mehrere engliſche und amerikaniſche Miſſionare
getötet worden ſein. Man ſchätzt die Zahl der bei den
letzten Unruhen in Tientſin ums Leben Gekommenen auf
einige hundert. Auf beiden Seiten des Fluſſes iſt eine
Feuersbrunſt ausgebrochen. Die revoltierenden
Truppen von Peking, die ſich auf dem Marſche nach Tientſin
befanden, ſind 5 Kilometer vor der Stadt angekommen. Die
Erregung unter ihnen iſt eine ſehr große; alle ſind von ihrer
Sache begeiſtert. Man befürchtet, daß ſich während der Nacht
ernſte Ereigniſſe zutragen werden. Die Konſuln ſind davon
verſtändigt worden, daß die Aufſtändiſchen die Abſicht haben,
einen Angriff auf die ausländiſchen Beſitzungen zu unter
nehmen. Sie haben von dem Kommandanten der Truppen
verlangt, die notwendigen Maßregeln zu treffen, um die Ord
nung aufrechtzuerhalten.

Die Großmächte haben Truppenverſtärkungen
nach Tientſin und Peking geſandt. Achthundert aus-
ländiſche Truppen patrouillieren in Peking in der Umgebung
der Geſfandtſchaften, um dieſe zu ſchützen. Durch die An
weſenheit von 3000 ausländiſchen Truppen, die in
Peking eingetroffen ſind, haben ſich die Gemüter der Bürger
etwas beruhigt. 5000 japaniſche Truppen treffen in
dieſen Tagen in Tientſin ein. 100 Hinrichtungen haben
in Peking ſtattgefunden. Die Regierung hat es vermieden,
Soldaten in Uniform hinzurichten, da ſie befürchtet, daß durch
ein ſolches Vorgehen die anderen Soldaten aufgereizt würden.

kümmern. fluß nur mit Erlaubnis beider Mächte einge-
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Jn dieſem Augenblick rauſchte Maria Waſſiljewna ins Zim
mer, und hinter ihr her kam eine kleine ältliche Dame von
kleinem Wuchſe und beſcheidenem Ausſehen herein es war
die Gattin Meller-Sakomelskijs.

„Nun, laſſen Sie ſchon gut ſein, Baron Simon hat nicht
einen Augenblick daran gedacht, Jhnen irgendwelche Unan
nehmlichkeiten zu bereiten,“ ſagte Maria Waſſiljewna.

„Das habe ich auch nicht behauptet, Fürſtin
„Seien wir ſriedlich, General! Sie wiſſen: beſſer ein magerer

Friede als ein ſetter Streit. Das iſt wenigſtens meine Mei
nung,“ verſetzte ſie lächelnd.

Der ergrimmte Krieger vermochte dem bezaubernden Lächeln
der ſchönen Frau nicht zu widerſtehen. Unter ſeinem mächtigen
Schnurrbart zuckte gleichfalls ein Lächeln

„Jch gebe zu, daß ich nicht richtig gehandelt habe,“ ſagte
Woronzow, „indes

„Na, und ich habe mich hinreißen laſſen,“ verſetzte Meller und
reichte dem Fürſten die Hand.

Der Friede war wieder hergeſtellt, und es ward beſchloſſen,
daß Chadſchi-Murat einige Zeit unter Mellers Obhut bleiben
und dann dem Befehlshaber des linken Flügels, General Kof-
lowskiſ, übergeben werden ſollte. Chadſchi-Murat hatte, wäh-
rend die beiden Offiziere miteinander ſtritten, im anſtoßenden
Empfangszimmer geſeſſen, und wenn er auch nicht verſtand,
was geſprochen wurde, ſo begriff er doch, daß ſein Abfall von
Schamyl für die Ruſſen von großer Bedeutung war, und daß
er, wenn ſie ihn nicht verſchickten oder töteten, für ſeinen Ueber
tritt einen hohen Preis fordern könne. Er hatte auch begriffen,
daß Meller-Sakomelskij, obſchon er den höheren Rang beklei-
dete, doch nicht den gleichen Einfluß wie der ihm untergebene
Woronzow beſaß, daß er ſich daher an Woronzow und nicht an
Meller-Sakomelskif zu halten habe. Als nun Meller-Sako-
melskij. Chadſchi-Murat vor ſich beſchied und ihn über ſeine Ab-
ſichten und Pläne befragte. nahm Chadſchi-Murat eine feier-
lich-ſtolze Haltung an und ſagte, er ſei aus den Bergen nieder-
geſtiegen, um dem weißen Zaren zu dienen, und werde alles
Weitere mit dem „Sardar“, dem Oberſtkommandierenden, Für-
ſten Woronzow in Tiflis, verabreden.

7.
Die Kameraden hatten den verwundeten Awdjejew nach dem

Lazarett gebracht, das in einem kleinen, mit Brettern gedeckten
Hauſe am Eingange der Feſtung lag. Sie hatten ihn dort in
dem gemeinſamen Krankenſaal auf eins der freien Betten ge

legt. Jn dem Saale befanden ſich vier Kranke; einer von ihnen
litt am Typhus und hatte ein glühend rotes Geſicht, ein zweiter
war bleich, hatte dunkle Ringe um die Augen und gähnte be-
ſtändig in Erwartung eines Fieberanfalles, und die beiden
letzten waren bei einem drei Wochen vorher ſtattgehabten Ueber-
fall bleſſiert worden: der eine hatte einen Schuß durchs Hand
gelenk bekommen und ging umher, während der andere im
Rücken verwundet war und auf ſeinem Bett ſaß. Alle, bis auf
den Typhuskranken, umringten den neu Hereingebrachten und
fragten die Träger aus.

„Manchmal kommen die Kugeln ſo dicht, als wenn Erbſen
geſät würden, und keiner wird getroffen, und diesmal ſind
böchſtens fünf Schüſſe gefallen. und da hatte er auch ſchon was
rege erzählte einer der Soldaten, die Awdjejew gebracht

atten.
„Wenn's eben beſchieden iſt
„Oh, oh!“ ächzte Awdjejew, obſchon er den Schmerz zu ver-

beißen ſuchte, laut auf, als er auf das Bett gelegt wurde. So-
bald er niedergelegt war, zog er die Brauen finſter zuſammen
und ſtöhnte nicht mehr, nur ſeine Fußſohlen zuckten beſtändig.
Er hielt die Hände auf der Wunde und blickte ſtarr vor ſich hin.
Der Arzt kam und ließ den Kranken umwenden, um zu ſehen,
ob die Kugel nicht am Rücken herausgekommen ſei.

„Was iſt denn das fragte der Arzt und zeigte auf eine An-
zahl langer weißer Narbenſtreifen, die ſich kreuzend über den
Rücken und das Geſäß des Verwundeten hinliefen.

„Das iſt von früher, Euer Hochwohlgeboren,“ brachte Awd-
jejew mühſam hervor.

Es waren die Narben, die von der Spießrutenſtrafe herrühr-
ten, der er damals, als er das Geld vertrunken hatte, unter
zogen worden war.

Awdjejew wurde wieder auf den Rücken gelegt, und der Arzt
ſtocherte eine ganze Weile mit der Sonde in ſeinem Leibe her-
um, bis er die Kugel endlich gefunden hatte. Doch wagte er
nicht, ſie herauszuholen, ſondern begnügte ſich damit, die Wunde
zu verbinden und ein Pflaſter daraufzulegen, worauf er ſich
entfernte.

Während die Wunde unterſucht und verbunden worden war,
hatte Avodjejew mit aufeinandergepreßten Zähnen und ge-
ſchloſſenen Augen dagelegen. Als der Arzt ſich entfernt hatte,
öffnete der Verwundete die Augen und blickte erſtaunt um ſich.
Seine Blicke waren nach den Kranken und dem Feldſcher ge
richtet, doch ſchien er ſie nicht zu ſehen, ſondern auf etwas an
deres, das ihn in Erſtaunen ſetzte, zu ſchauen.

Der Unteroffizier Panow kam mit einem zweiten Kameraden
namens Seregin, um nach ihm zu ſehen. Awdjejew blieb
liegen, ohne ſich zu rühren, und ſchaute nur immer voll Er
ſtaunen vor ſich hin. Seine Augen waren zwar auf die Kame-
raden gerichtet, doch konnte er ſie lange nicht erkennen.

„Willſt du nicht eine Nachricht nach Hauſe ſchicken, Petra?“
fragte ihn Panow.

Awdjejew ſah ihn an, ohne zu antworten.
„Jch frage dich, ob du nicht die Deinigen engere

willſt“, fragte Panow noch einmal und berührte ſeine kalte,
knochige Hand.

Da erſt ſchien Awdjejew zum Bewußtſein zu erwachen.
„Du biſt es Antonytſch?“ fragte er mit matter Stimme.
d Ich wollte dich fragen, ob du nicht den Deinigen eine

Nachricht ſchicken möchteſt. Seregin wird den Brief ſchreiben.“
„Du wirſt ſchreiben Seregin ſagte Awdjejew, wäh-

rend er ſeine Augen mühſam nach Seregin wandte. „Schreib
ſo: „Euer Sohn Petrucha wünſcht euch langes Leben.“
Ich hab' den Bruder beneidet hab's dir ja geſagt
Und jetzt bin ich froh er lebt und mag weiterleben
Gott ſegne ihn, ich bin froh Schreib das.“

Dann ſchwieg er eine ganze Weile und ſah Panow an.
„Haſt du den Pfeifenkopf gefunden?“ fragte er plötzlich.
Panow antwortete nicht ſogleich.
„Den Pfeifenkopf, den Pfeifenkopf, ſag' ich haſt du den

gefunden wiederholte Awdjejew.
„Ja, er war in meinem Querſack.“
„So, ſo Nun, jetzt reicht mir eine Kerze ich werde gleich

ſterben,“ ſagte Awdjejew.
Jn dieſem Augenblick trat Poltorazkij in den Krankenſaal,

um nach ſeinem Soldaten zu ſehen.
„Nun, Bruder, wie geht es dir? Nicht zum beſten?“ be

gann er.Awdjejew ſchloß die Augen und ſchüttelte den Kopf. Sein
knochiges Geſicht war bleich und hatte einen ſtrengen Ausdruck.

Er antwortete nicht auf die Frage des Vorgeſetzten, ſondern
wiederholte nochmals, zu Panow gewandt:

„Gib mir eine Kerze, ich werde ſterben.“
Man gab ihm eine brennende Kerze in die Hand, doch ſeine

Finger ſchloſſen ſich nicht mehr, man mußte ihm die brennende
Kerze zwiſchen die Finger ſchieben und ſie da feſthalten. Polto
razkij ging hinaus, und fünf Minuten ſpäter legte der Feldſcher
das Ohr an Awdjejews Herz und erklärte, daß er tot ſei.
Jn dem Berichte, der über die Affäre an den Oberſtkomman-

dierenden nach Tiflis geſandt wurde, ward auch Awdjejews
Tod erwähnt. Die betreffende Stelle lautete:

„„Am 23. November verließ die zweite Kompagnie des Kuri-
niſchen Regiments die Feſtung, um im Walde Holz zu ſchlagen.
Am hellichten Tage griff plötzlich eine anſehnliche Schar von
Bergbewohnern die bei der Arbeit befindlichen Soldaten an.
Die Vorpoſten zogen C zurück, worauf die zweite Kompagnieden Feind mit dem Bajonett angriff und zurückſchlug. De
ſeits wurden zwei Soldaten leicht verwundet und einer getötet.
Die Bergbewohner verloren gegen hundert Mann an Toten und
Verwundeten.“ (Fortſetzung folgt.)

bei den Unruhen ein deutſcher Arzt, ein aus Dort
mund gebürtiger Dr. Schreyer, von einem chineſiſchen



Aus der Partei.
Bereitwilligkeit zum Hofgange?

a bayeriſche bürgerliche Preſſe ſtellt feſt, daß ſich die
ayertſche ſozialdemokratiſche Landtagsfrak-
n r etwaiger Wahl eines ihrer Mitglieder

iten Vizepräſidenten zu Hofe zu gehen. Jung e e zu Hofe zu gehen. Jn den Mel
Die Liberalen hatten für ſich die Stelle des erſten Vizepräfidenten beanſprucht, die Sozialdemokraten Den en

zweiten Vizepräſidenten aus ihren Reihen ſtellen; dabei
hatten ſich die Sozialdemokraten bereit erklärt, alle
politiſchen Verpflichtungen, die mit einer ſolchen Stellung
verbunden ſind, insbeſondere die Vorſtellung beim
Regenten mit zu übernehmen nur in bezug auf
ſonſtige Beſuche des Direktoriums bei Prin zen und Prin-
seſſinnen hatten ſie Vorbehalte gemacht.

Unſere bayeriſchen Parteiblätter haben dieſen Meldungen
nicht widerſprochen. Da die Mehrheit der bayeriſchen Fraktion
unter allen Umſtänden entſchloſſen iſt, die ſogenannte
„Großblocktaktik“ gegen das Zentrum mitzumachen, ſo iſt eine
Verpflichtung zur Hofgängerei nichts weiter als eine „konſe
quente Folge des innigen Zuſammengehens mit den Liberalen.
Ein Schritt folgt dem andern. Wie weit und wohin man in
Bayern ohne den Kompaß einer grundſätzlichen Klaſſenkampf-
x treiben wird, werden wir ja durch die Erfahrungen
ernen.

Die Befreiung der Frau durch den Sozialismus.
Dieſes Thema wurde am Sonntag nachmittag in ſieben
überaus gut beſuchten Verſammlungen in Berlin behandelt,
und zwar aus Anlaß der ſogenannten Frauentagungen der
bürgerlichen Frauenorganiſationen. Jn allen Verſammlungen
wurde einſtimmig die folgende Reſolution angenommen:

Die Verſammelten erklären, daß ſie allein in der ſozial-
demokratiſchen Partei und in den Freien Gewerkſchaften ihre
politiſche und wirtſchaftliche Jntereſſenvertretung und Kampf
organiſation ſehen. Als kapitaliſtiſch Ausgebeutete haben ſie
mit den Männern ihrer Klaſſe das gleiche Jntereſſe an der Be
kämpfung und Niederringung des Kapitalismus. Erſt die Be
ſeitigung des Privateigentums an allen Produktionsmitteln
und die Sozialiſierung der Geſellſchaft wird die wirtſchaftliche
und geiſtige Befreiung der Frau bringen. Sie wird erſt die
Vorbedingung ſchaffen für die freie Entfaltung der Perſön
lichkeit der Frau und für das volle Menſchentum des Weibes.
Eine tiefe unüberbrückbare Kluft trennt deshalb die prole
tariſche und bürgerliche Frauenbewegung voneinander; denn
im harten Ringen mit Frauen und Männern der beſitzenden
Klaſſe vollzieht die Arbeiterklaſſe ihren Aufſtieg und wird ſie
ihre endliche Befreiung durchſetzen.

Die Einberufung des italieniſchen Parteitages.
Angeſichts der durch die Spaltung der Parlamentsfraktion

geſchaffenen Sachlage hat der italieniſche Parteivorſtand be
ſchloſſen, in der kürzeſten ſtatutengemäßen Friſt von drei Mo
naten einen Parteitag einzuberufen, der ſomit Anfang Juni
szuſammentreten wird. Als Ort der Tagung iſt Reggio Emilia

gewählt worden. Jn der gemeinſamen Sitzung, die am 28. Fe
bruar Parteivorſtand und Parlamentsfraktion abhielten, er
klärte Biſſolati ſeinen Austritt aus der Fraktion und begrün-
dete ihn damit, daß ſeine Perſon der Hauptanlaß der heutigen
Spaltung ſei. Es wurde dann eine Tagesordnung Canepa
angenommen, die die Neugründung einer einzigen
Parlamentsfraktion feſtſetzt, wobei in Erwartung der
Beſchlüſſe des kommenden Parteitages die Unterordnung
der Minderheit unter die Mehrheit als Grund-
lage der neuen Fraktion gilt.

Gewerkschaftliches.
Zur Lohnbewegung der Ruhrbergarbeiter.

4000 Mann im Streik!
Die Bergarbeiter der Zechen Haiſerſtuhl und Scharn-

hor ſt bei Dortmund haben Montag früh, zirka 4000 Mann,
die Arbeit niedergelegt. Der Vorſtand des Berg-
arbeiterverbandes warnt in einem ſofort an die Bergarbeiter
erlaſſenen Aufruf vor ſolchen unüberlegten Arbeitseinſtellungen
und er mahnt zur Einigkeit. Der Aufruf lautet:

„Ein bedauerlicher Diſziplinbruch iſt heute früh auf den
Zechen Kaiſerſtuhl und Scharnhorſt vorgekommen. Entgegen
den Beſchlüſſen und Aufforderungen der Organiſationsleiter
haben dort zirka 80 Prozent der Belegſchaft die Arbeit nieder-
gelegt. Die Belegſchaft begründet dieſe diſziplinwidrige
Handlung damit, daß ihr Lohnabzüge gemacht worden ſeien,
wo Lohnerhöhungen notwendig ſind. Sei dem, wie dem
wolle, wenn wir auch die Erbitterung der Arbeiter über das
provokatoriſche Verhalten der Zeche verſtehen, ſo iſt es den
noch unter keinen Umſtänden zu billigen und kann den Erfolg
der Lohnbewegung geradezu aufs Spiel ſetzen, daß die Ar-
beiter auf eigene Fauſt die Arbeit niedergelegt haben. Wir
fordern daher die Arbeiter aller Zechen auf, dieſes böſe
Beiſpiel nicht nachzuahmen, ſondern ruhig ihre Arbeit zu
verſehen, bis die Organiſationsleitungen in Gemeinſchaft
mit den Vertrauensleitungen der Reviere entſchieden haben.
Nur Einigkeit und eiſerne Diſziplin kann zum Ziele führen.
Diſziplinwidrigkeit und Uneinigkeit ſind die ſchlimmſte Ge-
fahr für unſere Organiſation und unſere gerechte Sache.
Darum, Kameraden, folgt den Anordnungen der Organiſa-
tionsleitungen und ſorgt dafür, daß wir in vollſter Einig-
keit und Ge ſchloſſenheit handeln können.“

Bürgerlicher Zeitungsſchwindel.
Die bürgerliche Preſſe weiß von einer „Geldhilfe der deutſchen

Sozialdemokraten“ oder einer „Geldhilfe der ſozialdemokra
tiſchen Gewerkſchaften Deutſchlands“ für die engliſchen Berg-
arbeiter zu melden. Eine halbe Million Mark ſoll den Eng
ländern als Streikunterſtützung überwieſen worden ſein. Der
Vorſitzende des Bergarbeiterverbandes, Genoſſe Sachſe, hat in
einer Erklärung ſchon dem Berliner Tageblatt mitgeteilt, daß
daran kein wahres Wort iſt. Wir können zum Ueber
fluß dem noch hinzufügen, daß auch der Generalkommiſſion
der deutſchen Gewerkſchaften von dieſer Streikgelderbewilligung
nichts bekannt iſt. Kein Menſch in den deutſchen Gewerkſchaf-

ten denkt daran. Die engliſchen Bergarbeiter bedürfen der
deutſchen finanziellen Hilfe nicht, und wenn ſie ihrer bedürfen,
könnten ſie Gelder von Deutſchland jetzt nicht erwarten. Das
muß jeder halbwegs vernünftige Menſch in der jetzigen Zeit ein
ſehen, nur die bürgerlichen Zeitungsſchreiber überſehen das
gefliſſentlich, ſonſt würde ihnen ja das Konzept verdorben, um
den blöden Nachweis führen zu können, daß die deutſche Be
ſairns nur eine Sympathiebewegung für die Engländer ſein
oll.Der Generalſtreik der engliſchen Bergarbeiter.

Der Rieſenkampf, der ſich gegenwärtig in England abſpielt,
und der bereits 1 Millionen Arbeiter umfaßt, zieht
täglich weitere Kreiſe. Jn London beginnt die Entlaſſung von
Arbeitern in den infolge des Kohlenſtreiks lahmgelegten Fa-
briken bereits bedrohliche Dimenſionen anzunehmen. Ueber
200 000 Mann, die in verſchiedenen Jnduſtrien tätig ſind,
werden gezwungen ſein, zu feiern.

Auf die Haltung der Regierung iſt man geſpannt.
Bei der gegenwärtigen Stimmung der Bergarbeiter iſt der
Erfolg einer bloßen Minimallohnbill ohne Lohnſätze ſehr
fraglich. Möglicherweiſe entſcheidet Asquith dafür, die Ver
handlungen fortzuſetzen, aber noch keine eingreifenden Maß-
regeln einzuführen, weil er bei den Arbeitern auf eine Reak-
tion gegen die Kampfluſt ſtößt.

Die Bergarbeiter ſind heute ſicherer denn je, daß ihr Kampf
erfolgreich ſein wird und daß ſie die in unſerer Liſte angeführ-
ten Lohnſätze erringen werden. Sie ſind höchſt enthuſiaſtiſch
und ſind der Anſicht, daß ihre Forderungen ſo beſcheiden ſind,
daß von einem Fehlſchlage ihrer Bewegung nicht die Rede
ſein kann.
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Die Solidarität der Eiſenbahner.
London, 4. März. Die großen Eiſenbahngeſellſchaften

ſind nicht mehr in der Lage, mit voller Sicherheit auf
ihr Perſonal rechnen zu können, und mehr als ein
Anzeichen ſpricht dafür, daß binnen kurzem ein Eiſen-
bahnerſtreik ins Leben gerufen werden wird. Annähernd
700 000 Eiſenbahner ſind zurzeit auf dem engliſchen Eiſenbahn-
netz beſchäftigt. Ein großer Teil von ihnen iſt organiſiert, und
die größte und mächtigſte Organiſation, die der Lokomotiv-
führer, erwägt bereits die Möglichkeit eines Sympathie-
ſt reiks. Auf jeden Fall haben die Lokomotivführer bereits
erklärt, daß ſie keinerlei Militärzüge in das
Streikgebiet befördern würden, und auch Kohlen
transport iſt von ihnen offiziell als Streikarbeit
erklärt worden 8
Shmpathieſtreik der franzöſiſchen

arbeiter.
Aus Paris wird uns gemeldet: Die franzöſiſchen

Bergleute beginnen ebenfalls ſich an der Bewegung zu be-
teiligen. Die Kameraden des Loire-Kohlengebiets haben als
Sympathiekundgebung für die engliſchen und deutſchen Berg-
leute für den 11. März einen 24ſtündigen General-
ſt reik beſchloſſen. Die Bergleute von Pas de Calais und des
NordBeckens werden einer Mitteilung der Humanits zufolge
wahrſcheinlich den Sympathieſtreik beſchließen, dabei aber die
Forderung ſtellen, daß die Alterspenſion für Bergleute auf
730 Frank erhöht wird. Jn Ergänzung zu dieſer Meldung
wird noch aus Paris berichtet: 25000 Berg arbeiter des
Bezirkes von Carmoux haben beſchloſſen, am 11. d. M. in einen

Berg

24ſtündigen Ausſtand zu treten zu dem Zwecke, beſſere
Bedingungen für das Altersrentengeſetz zu erzielen.

Generalausſperrung im Schneidergewerbe?
Nach dem letzten Schriftwechſel zwiſchen den Vorſtänden bei-

der Verbände mußte es den Anſchein erwecken, daß es zu noch-
maligen Verhandlungen kommen ſollte. Der Wind iſt
im Unternehmerverbande plötzlich völlig umgeſchlagen, wie nach
ſtehendes Schriftſtück zeigt, das der Unternehmerverband an den
Zentralvorſtand des Schneiderverbandes ſandte:

2. März 1912.
Den Eingang Jhres Schreibens vom 1. er. beſtätigend,

teilen wir Jhnen mit, daß wir mit Rückſicht auf die voll
ſtändige Uebereinſtimmung hinſichtlich der Auslegung des
S 12 des Generalvertrages auf einen weiteren Schlichtungs-
verſuch verzichten. Unſer vorgeſtern geſtellter Antrag iſt
ſomit hinfällig. Wir zeigen Jhnen gleichzeitig an, daß die
von unſerem Hauptvorſtand in ſeiner Sitzung vom 26. Febr.
beſchloſſene Generalausſperrung. am 9. März zur
Durchführung kommt.

Hochachtend

Der geſchäftsführende Vorſtand des Allgemeinen deutſchen
Arbeitgeberverbandes für das Schneidergewerbe.

Ob dieſe Drohung mit der „Generalausſperrung“ mehr als
ein bloßer Schreckſchuß iſt, wird ſich ja bald zeigen. Jm übrigen
würden die Herren mit der Ausſperrung kaum noch viel er-
reichen, denn in faſt allen Städten hat ein ſehr großer Teil der
Firmen die Forderungen der Schneidergeſellen bereits durch
Unterſchrift anerkannt.

Streik auf den Schichau-Werften in Danzig und Elbing!
Am 1. März trafen die organiſierten Arbeiter der Seeſchiffs

werften der Firma Schichau in Danzig und Elbing in vier
Verſammlungen die Entſcheidung über die weiteren Schritte,
die in der Lohnbewegung zu unternehmen ſind. Die Forde-
rungen einzureichen war, wie ſchon gemeldet, am vergangenen
Montag beſchloſſen worden. Das Verhalten der Firma zu
dieſen Forderungen iſt recht oſtelbiſch. Man iſt es ja ge-
wohnt, daß die Unternehmer den Herrenſtandpunkt einnehmen,
aber daß eine Firma den Arbeitern das zu bieten wagt, was
die Firma Schichau (Direktoren Geheimrat Zieſe und Carlſon)
getan hat, iſt denn doch unerhört. Viele deutſche Arbeiter wer-
den es kaum begreifen, wie es möglich iſt, derartig niedrige
Forderungen zu ſtellen. Schier unbegreiflich erſcheint es, daß
um einen Einſtellungslohn von 30 Pf. pro Stunde geſtreikt
werden muß. Daher muß hier mit einigen Worten auf die
Arbeitsverhältniſſe bei der Firma Schichau eingegangen wer-
den. Verlangt werden als Hauptforderungen: 1. Verkürzung
der Arbeitszeit von 10 auf 9 Stunden, 2. Einführung von Ein-
ſtellungslöhnen für alle Branchen, die zwiſchen 30 und 45 Pf.
Stundenlohn haben, über 40 Pf. nur beſtqualifizierte Arbeiter,
wie Schiffbau, Schirrmeiſter, Kupferſchmiede uſw., 3. Regelung
der Akkordarbeit, 4. höhere Bezahlung der Ueberſtunden und
der Nacht- und Sonntagsarbeit, 5. wöchentliche Lohnzahlung
am Freitag, 6. Einſetzung von Arbeiterausſchüſſen. Dieſe Ar-
beitsbedingungen lehnte die Firma Schichau glatt und
ſchroff ab.

Das war die Kriegserklärungl Obwohl in Danzig und
Elbing die Arbeiter noch recht wenig Erfahrungen auf gewerk
ſchaftlichem Gebiete haben, war dieſe Art der Erledigung ihrer
Forderungen denn doch geeignet, die Entrüſtung derart zu
ſteigern, daß faſt einhellig die Arbeitseinſtellung be-
ſchloſſen wurde.

Aus der Provinz.
Eisleben. Wieder eine Steuererhöhung. Der

Entwurf des ſtädtiſchen Haushaltsplanes für 1912, der gegen-
wärtig auf dem Rathauſe zu jedermanns Einſicht öffentlich
ausliegt, ehe in Einnahme und Ausgabe mit 911900 Mark
Feen 809 000 Mark im Vorjahr ab. Unter Vorausſetzung der

enehmigung des Steuerabkommens mit der Gewerkſchaft, wo-
nach dieſe für die nächſten vier Jahre jährlich 50 000 Mark Ge-
werbe- und Einkommenſteuer zu zahlen hat, mußte die Er
höhung der Zuſchläge zur Grund-, Gebäude- und Ge-
werbeſteuer von 240 auf 245 Prozent, und zur Einkommen-
ſteuer von 210 auf 225 Prozent vorgeſehen werden. Be
Skrket wird dieſe Maßnahme mit der ſtändig ſinkenden
Steuerkraft und der ſtändig ſinkenden Einwohnerzahl der
Stadt Eisleben. Vielleicht erfahren wir gelegentlich auch mal
von der Kreisblattpreſſe, warum die Steuerkraft der Bevölke
rung noch immer ſtändig ſinkt. Wir wiſſen's ſchon lange. So-
lange man im Reiche an der verkehrten Wirtſchaftspolitik feſt
hält, die alle Lebensbedürfniſſe durch Wucherzölle und un
erſchwinglich hohe Steuern enorm verteuert, kann der größte
Teil der Bevölkerung nicht ſteuerkräftig werden. Hinzu kommt
noch, daß die Bergarbeiter für ihre gefahrvolle Arbeit faſt
nirgends ſo ſchlecht entlohnt werden, als gerade in Mansfeld.

Mansfeld. Bürgermeiſter Schlimbach als Ober-
bürgermeiſterkandidat. Die Bürger der großen Seeſtadt
Kiel ſind gegenwärtig auf der Suche nach einem neuen „Ober“.
Neben einer ganzen Reihe von jetzigen Oberbürgermeiſtern großer
Städte hat ſich auch unſer Stadtoberhaupt Bürgermeiſter Schlim-
bach um den Poſten beworben. Wie wir aus zuverläſſiger Quelle
erfahren, hat Herr Schlimbach nicht die geringſte Ausſicht, in die
engere Wahl zu kommen, was beim Stadtrat Puſch aus Halle,
der ebenfalls auf der Bewerberliſte ſteht, eher möglich erſcheint.
Die Mansfelder Bürgerſchaft mag ſich alſo beruhigen Herr
Schlimbach bleibt ihr vorläufig ganz ſicher noch erhalten.

Wittenberg. Rohe Burſchen. Jn den Anlagen am
EunickeDenkmal ſind in einer der letzten Nächte ſieben junge
Lebensbäume vernichtet worden. Es ſpprt eine große Portion
Roheit dazu, um ſeine Kraft in ſolcher Weiſe zu betätigen.
Nach den Tätern wird eifrigſt geforſcht.

Verſchwunden iſt nach Unterſchlagung mehrerer hun
dert Mark der Reiſende Alwin K.

Torgau. Vortragskurſus. Der nächſte Vortrag über das
Parteiprogramm findet nicht Mittwoch, ſondern Donnerstag
a wel Mittwoch abend die Krankenkaſſenvertreter- Verſammlung
tattſindet.

Eine Proteſtverſammlung gegen die Polizei
bevormundung fand am Sonntag hier ſtatt. Etwa 450 bis
500 Menſchen hatten ſich eingefunden, um zu proteſtieren gegen
das Vorgehen der Torgauer Polizeiverwaltung anläßlich der auf
gelöſten Turnerverſammlung.
Reichstagsabgeordneten Dr. Liebknecht, hatte Stadtverordneter
Genoſſe Bock Bitterfeld das Referat übernommen. Die Polizei
verwaltung hatte außer der üblichen „Ueberwachung“ einen
Stenographen entſandt.

in eineinhalbſtündiger Rede eine treffende Antwort auf das Vor-
gehen der Polizeiverwaltung. Sein Referat, gewürzt mit beißendem
Humor und oft unterbrochen von ſtürmiſchem Beifall, war auch
ein Beitrag zur proletariſchen Jugenderziehung. Beſonders ſcharf
ging er mit der „nationalen“ Jugendpflege in Torgau ins Gericht.
Er ſchilderte, wie er bei ſeinem Gange nach dem Verſammlungs-
lokal Gelegenheit hatte zu ſehen, wie die ſogenannte Jugendwehr
in ihrer merkwürdigen Uniform, voran ein 17 jähriger „Feldwebel“
mit langem Säbel in den „Krieg“ ausrückte. Langanhaltender,
ſtürmiſcher Beifall am Schluſſe ſeines Referats waren der Dank
für ſeine vortrefflichen Ausführungen. Hierauf erſuchte der Vor-
ſitzende diejenigen die noch nicht politiſch und gewerkſchaftlich
organiſiert ſeien, dies heute nachzuholen, ebenſo erſuchte er die
Verſammelten, eifrige Leſer des Halleſchen Volksblattes zu werden.
Mit einem begeiſtert aufgenommenen Hoch auf die Sozialdemokratie
fand die impoſante Kundgebung ihr Ende. Eine Reihe neuer
Volksblatt- Abonnenten und Neuaufnahmen in die Partei, war der
Erfolg der Proteſtverſammlung.

Prettin. Langfinger. Der Strafgefangene Dreyer hatte
bei ſeiner Ueberführung in das Zuchthaus Lichtenburg einen Ver
lobungsring eingeſchmuggelt und ihn in ſeinem Gebetbuch ver
borgen gehalten. Er hatte dies dem 30 Jahre alten Arbeiter
Wilhelm Ludwig verraten, der einen unbewachten Augenblick be
nutzte, ſich den Ring anzueignen. Er hatte ſich dieſerhalb vor
der Torgauer Strafkammer wegen Diebſtahls im Rückfalle zu
verantworten. Er war geſtändig das Gericht verurteilte ihn zu
1 Jahren Zuchthaus und fünf Jahren Ehrverluſt.

Naumburg. Vom Schwurgericht. Ein vorzeitiges Ende
erreichte die erſte diesjährige Schwurgerichtsperiode dadurch, daß
der am Dienstag abzuurteilende Angeklagte, chirrführer Karl

riedrich Ehrt aus Markranſtedt, ſich im Ge. Zgefängnis er-
ängt hatte. Am Montag wurde der 60 jährige Jnvalide Karl

artmann von hier wegen Hausfriedensbruches und Vornahme
unzüchtiger Handlungen im einheitlichen Zuſammenhange mit tät-
licher Beleidigung zu neun Monaten Gefängnis verurteilt. W.,
der ein Sklave des Schnapſes geworden war, hatte nur zwei
Mark Armenunterſtützung pro Woche und erhielt als früherer

ſein Mittageſſen in der Jägerkaſerne, war eines Nachts im
eptember in die Stube einer ebenfalls 60jährigen, ſehr ſchwer

hörigen Frau eingeſtiegen und hatte einen Notzuchtsverſuch ver
übt. Er war in der Provinzialheilanſtalt Altſcherbitz auf ſeinen
Geiſteszuſtand beobachtet worden. Seine klaren, beſtimmten Ant
worten machten es dem Sachverſtändigen mit ſeinem auf Alters-
blödigkeit lautenden Gutachten nicht leicht. Selbſt die Möglichkeit,
die er ausſprach, daß die freie Willensbeſtimmung bei der Tat
gefehlt haben könne, vermochte den Schuldſpruch nicht abzuwenden.
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an-Car anPol ist erhältlich in fast allen einschlägigen Geschäften. Preis

per Flasche [5 Pfg., bei 20 Flaschen 2.80 Mk. frei Haus.
Proben gratis.

Heinrich Müllers Wwe. Schwemme Brauerel, fen. 1318

v

J

An Stelle des plötzlich verhinderten

Nachdem Genoſſe Vietz kurz die Ver
anlaſſung der Verſammlung rekapituliert hatte, gab Genoſſe Bock
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Walhballa-Theator
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Karten schon 3 Tage vorher za haben.
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S Anbot.Badlfabrer Feren
Halle a. S. und Umgebung.

Freitag den 8. März 1912
abends punkt 8 Uhr im Volksparkwider Versammlung.

Tagesordnung:
l. Anträge zum Bezirkstage.
2. Wahl der Delegierten.z. Wichtige Vereins Angelegenheiten.
Der Wichtigkeit halber müſſen ſämtliche Abteilungen erſcheinen.

Der Vorstand.

Oberröblingen a. See.
Den geehrten Einwohnern von Oberröblingen und Umgegend

die ganz ergebene Anzeige, daß ich die früher

Klages'sche Gastwirtschaft
käuflich übernommen habe.
ſaubere reelle

Es wird mein Beſtreben ſein, durchBedienung ſowie durch gute Speisen und Ge-
irünkke mir die ZJufriedenheit aller mich zu heehrenden Gäſte zu
erwerben.

Los ogis zu billigſten Preiſen.
Hochachtungsvoll Wilhelm Krause,

Bohrmeiſter a. D.
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Seifenpulver

(Sohutzmarke Sohwan)
ist garantiert frei von Chlor, Wasserglas und sonstigen
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Tagesordnung:

Referent
Freie Diskuſſion.

ber die Herren Pfarrer und Lehrer ein

Mittwoch d. 6. März uhends 8/- Uhr im Vollsparl,

&ve öſputlge Verſcnmmlung

ICNXCGMCCCGCICCEM
Herr Karl Thiel, Leiter des Univerſum, Nürnberg.

Freie Diskuſſion.
Zu zahlreichem Beſuche ladet die geſamte Halleſche Einwohnerſchaft, ins

r Halle A S-innnninn
in nur solider Ausführung

empfiehlt

6. Sohaible.
Grosse eigene Werkstätten

Grosse Märkerstrasse 26.
Kataloge u. franko. Kataloge gratis u. franko. ſf

w. M 500 800 700 90

Turnroroinriehte
Halle a. S.

Qitgl. d. Arbeit Turnerbund)
Turustanden 3

e Uhr im Volkspark.
2. Münnerabteilung: Diens-

und PFreitags 8 10r (Glaueh. Schützenhaus).

Frauenabteiung: Donners-
tag abends s Uhr im
Glauchaer Schützenhaus.

Anmeldungen neuer Mitglieder
jederzeit an den Turnabenden
und Versammlungen.

Abtellungsversammlung:
I. Abteilung Donnerstag,

d. 7. März, nach dem Turnen.

Sonntag den 10. Märrz,
vormittags 9 Uhr:

Vorturnerstunde
im „Glauchaer Schützenhaus“.
a rz Vorstand.

Bügeleisen
Regen -Bazar, Smeent. 1.

Als rein pflanzliches,Bintreini un nen
brauch vollkommen un

8 ſchädliches Laxans zur

en a T7Säfterein

r u en r Hämorrhoiden, haven ſin vorzüg währ as für eine l nBei Einſendung von 75 4 fronfo Erhältſich Srablm h vo
Depots in Halle a. S. gel Apotheke n Apothekec Löwen Apotheh e.

gute, gedie-Markttaschen r Fahrräder
Riesen-Bazar, w hHerm. Sehincler, Uhrmecher-

meister, Kleine UVbricobstrasse 35.
I Kaufo stets Fahrräder

zu soliden Preise.

Merseburg-
Billig Neu fabriziert

100 Sthels 3.00 M.100 Stäenk 3.29 BIC.,190 Sie 50 Mi

“Tünsiſſcho Zähne

Spezialiiat: Jahmiehen.

Paul Hafermals,
C Burgſtraße 4.

Ka- Direkt an Private guter Geſchmack ſie ihres Aroma,
ta In Ohevveaux- empfie10 BoxlederSehnür- unä Firma Hugo Thomas

grat g. Knopf Stiefel mit und igarren- fo rik, ſe d j.
1 ohne rfür Fär Domeon u. Herren Paar Mk

n n 7. z6Paarweise aehnahms.
Umiauseh gestattet.,

Deutsehe Sehunhzzentrale. Pirmaens.

efroleumkocher

I sehr sparsam brennend,

grosHaarsehmuck

Gummi-
i.bill, z. vk. Mangsfelderſtr. 13, III

Rlesen-Bazar, Schmerz

schöne grosse Fiamme.
eigenesKakao,von 90 Pf. i bis z

e Wien95, 1.00, 1.35.

Leonharät eGr. Ulrichstrasse i

Riesen-Bazur, Ahneennt

Liebreiz
verleiht ein zart., rein. Geſicht, roſi
e ugendfrich sſehen, weiße,Haut un lend. chönenich erzeu gi z
i S macht der

Dada Cream

De ra Co., Leipzigerſtr. 104.
Bruno Bertnold, r. Steinſtr. 48.
Bruno Pretaseh, e winger 1.
F. A. Patz, Gr. Ulri r 6.
Franz Wahren, Poſtſtr. 1Ernst Jentzseh, eipzigerftr. 31.
Max Beyer, Hiegariusſtr. 3.
Wilh. Durow, Dreyhauptſtr.Jn Gienieere Fritz Siol.
ſich wiehendes, faſt neues Oxwe

J zu verkaufene V e ger
Anslehts-postrarten

empfiehlt Die Voſksbuchhendlung.

Der Lachsehlager
eitel Meine

Schwan“ in 3 Akten.
Kfärwmischer lacherfog

Ab Sonnabeno d 9. März:

ein ſich.
Stadt Theater

in Halle a. S.
Direktion Geh. Hofrat N. Richards.

Mittwoch den 6. März 1912.
174. Abonnem. Vorſt. 2. Viertel.

Novität NovitätZum 5. Male
Die fünt Frankfurter.
Luſtſpiel in 3 Artenkip n Karl Rößler.Vmreerz

Die gchöne Galathee.
Operette in einem Akte von
Kuſeny Franz von Suppé.

ſſenöffnung 7, Anfang 7 Uhr,Ende 7 Uhr. v

Donnerstag, den 7. März 1912:
176. Abonnem. Vorſt, 4, Viertel.

Zum letzten Male

Die Geisha
oder:

Eine Japan. Teshbausgesedlehte.
Operette in 3

von S Jones.

t g.Paſſa age Theater

van hleden Mittwoch e n Sonnabend

der VorsteUungen:
en entags präziſe 2 W

Sonn Sonn und e ſttags

Beste Roxeal-Po rtemonnaies

fänf Jahre Garantie, bei
C. F. Ritter,

Nöbel, Kleiderfekretär

u omit Matr.Sofas e ſ z

W

graue en r Smeaux Spiegel, Ti 5 e
ver auft

Karl Bleler, ſtraße v.
Erſtes Geſchäft von der Geiſtſtraße

Da meine Frau mich köewilig

verlaſſen hat, warne ich hiermit
jeden, ihr auf meinem Namen
etwas zu borgen.

Otto Klinz, Wörmlitz
Dölau,

Jch erkläre die Frau Kohl-
stecdt als eine ehrenhafte Perſon.

Frau Mathüde Transſeid.
e

Für die vielen et
reichen Kranzſpenden bei der

liebten Töchterchens

Margarete
j ſagen wir allen Verwandten

und Bekannten unſern tiefge
fühlten Dank.

Die tieftrauernde Familie
Paul Körnig, dewell.

Dank.

Für die Beweiſe herzlicher Teilnahme beim
Hinſcheiden meines lieben Mannes, ſage ich im
Namen aller Hinterbliebenen meinen herzlichen

Wwe, Emilis Bürger geb, Wesehko,

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drud der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H. Verleger z vorm. Aug. Groß jett A. Jähnig. ESamt. j. Hal a. S.

28 Zer

licher Teilnahme, ſowie für die

Beerdigung unſeres innigge-
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Peutſcher Reichstag.

19. Sitzung. Montag, den 4. März, nachmittags 2 Uhr.

Etat des Jnnern.
Fünfter Tag der Generaldebatte.

Abg. Wetterls (Elſäſſer) geht zunächſt auf die jüngſten
Vorgänge im elſaßlothringiſchen Landtag ein und führt aus,
daß die Streichung des Dispoſitionsfonds und kaiſerlichen
Gnadenfonds durchaus gerechtfertigt geweſen ſei. Das jetzige

roviſorium in der Frage des Staatsoberhauptes mußte zu
ierigkeiten führen.

wahegüdent Kämpf mahnt den Redner, ſich an den Etat zu

Abg. Wetterls: Von einem Teil unſerer Beamten iſt die
So ialdemokratie in unzuläſſiger Weiſe befördert worden.
Daß der Bezirkspräſident von Puttkamer beim Kaiſer-Eſſen
in Kolmar ſagte, er habe mit voller Ueberzeugung einen So-
sialdemokraten gewählt, würde ich noch hingehen laſſen. An
die Beamten iſt aber wenige Tage vor der Stichwahl ein Zir-
kular ergangen, in dem höhere Beamte erklären, nach einge-

ogenen Erkundigungen an maßgebenden Stellen ſtehe feſt,

die Beamten ruhigen Gewiſſens für die Sozialdemokratie

s ſtimmenkönnten. Sr. hört! rechts.) Das iſt ein unerlaubter Druck,
eine unerlaubte Wahlbeeinfluſſung. (Sehr richtig! rechts.)
Der Unterzeichner dieſes Zirkulars Uhland iſt vom Kaiſer
um Mitglied der Erſten Kammer ernannt worden. (Hört,
ört! rechts.)
Abg. Liz. Mumm (Wirtiſch. Vgg.): Jn der Wohnungsfrage

ſan uns ein gewaltiges Kapitel an Arbeit bevor. Jch emp
ehle die Annahme unſerer Reſolution dazu. Eine zweite

Reſolution unſerer Fraktion fordert ein neues Arbeitsrecht.
Wir, wie die Mehrheit des Hauſes ſind ja erfreulicherweiſe
nicht für eine Einſchränkung des Koglitionsrechts. Eine dritte
Reſolution fordert weitergehenden Schutz der jugendlichen Ar-
beiter. Dann bitten wir auch um Annahme der Reſolution,
die die Animierkneipen unterdrücken ſoll.
ſprach von ſoloniſcher Weisheit. Solons Weisheit war der
Kampf gegen den Kapitalismus. Da kann man allerdings
dem Kanzler nur ſoloniſche Weisheit wünſchen. (Heiterkeit.)

Miniſterialdirektor Caſpar (auf der Tribüne ſchwer ver-
andre äußert ſich über die Regelung der Arbeitszeit in den

ntoren.
Abg. Werner (Antiſ.) erſucht den Staatsſekretär, dafür

zu ſorgen, daß die Güterſchlächter ſich nicht. von der Wert-
zuwachsſteuer drücken können, wie dieſes bisher vielfach ge
ſchehen ſei. Der Redner ſpricht ſich weiter für eine Beſchrän-
kung der Wanderlager aus. Der S 1000 der Gewerbeordnung
müſſe beſeitigt und den Zwangsinnungen das Recht zur Feſt
ſetzung von Mindeſtpreiſen gegeben werden. Den Warenhäuſern
müſſe mit einer ſcharfen Reichswarenhausſteuer entgegengetreten
werden. Ein größerer Schutz der Arbeitswilligen ſei unerläß-
lich. Eine weitere Einſchränkung der Sonntagsverkaufszeit
dürfe nicht vorgenommen werden. (Beifall rechts.)

Staatsſekretär Dr. Delbrück:
Unſere Wirtſchaftspolitik hat zwei erhebliche Belaſtungs

proben durchmachen müſſen, das eine war die Dürre des ver
gangenen Sommers mit ihren Folgen, das andere die während
mehrerer Monate ſcharf geſpannte Lage der auswärtigen Poli-
tik. (Hört, hört!)) Beide Belaſtungsproben hat zweifellos
unſer Wirtſchaftsleben gut ertragen, und das iſt ein Beweis
dafür, daß unſer Wirtſchaftsleben in der Hauptſache auf ge-
ſunden Grundlagen beruht. Wir dürfen uns dabei darüber
aber nicht täuſchen: der Abſchluß des Jahres 1911 wird kein
ganz normaler ſein, denn die ſtarke Einfuhr an Nahrungs-
und Lebensmiteln, die als eine Folge der Dürre unabwendbar
eintreten mußte, hat natürlich unſere Jahresbilanz abnormal
beein u und wird ſie vorausſichtlich noch weiter beeinfluſſen.
Die Leiſtungen unſerer Reichsbank ſind von Erfolg begleitet
geweſen. Man wird alſo vorläufig mit Ruhe der Entwicklung
entgegenſehen und abwarten können, was die Tätigkeit der
Reichsbank auf dieſem Gebiete in der nächſten Zeit weiter er
reichen wird. Das Geſamtbild unſerer wirtſchaftlichen Ent-
wicklung iſt ein glänzendes. Wenn das der Fall iſt, ſo fehlt
natürlich ein greifbarer Anlaß, einen Wechſel in unſerer Wirt-
ſchaftspolitik, in unſerer Zolltarif- und Handlungspolitik, in
unſerer Politik des Schutzes der nationalen Arbeit eintreten zu
laſſen. Jm großen und ganzen hat ſich der Zolltarif bewährt.
Er hat ſich bewährt in ſeiner Syſtematik, in bezug auf ſeine
techniſche Anwendbarkeit, und er hat ſich bewährt, inſofern er
zweifellos einen wirkſamen Schutz unſerer nationalen Arbeit
geboten hat. Unter dieſen Umſtänden würde man in Ernſt
nicht daran denken können, weſentliche Aenderungen im Maße
des Schutzes nach oben oder nach unten eintreten zu laſſen.
Jm Gegenteil, wir werden beſtrebt ſein, den jetzigen Stand zu
halten. Damit fällt natürlich jede Notwendigkeit, einen neuen
Zolltarif aufzuſtellen, was man hier und da angenommen hat.
Es kann ſich auf dieſem Gebiete nur handeln um eine Revi-
ſion im eingzelnen, techniſche Unebenheiten im Aufbau des
Tarifes zu beſeitigen, einzelne wirtſchaftliche Unvollkommen-
heiten aufzuheben und zu prüfen, ob etwa die allgemeinen
handelspolitiſchen Beziehungen die Erfahrungen, die wir beim
Abſchluß unſerer letzten Handelsverträge gemacht haben, uns
nötigen, unſere zollpolitiſchen Rüſtungen in dieſem oder jenem
Punkte zu verbeſſern oder zu erweitern. Andere Staaten
haben geſetzlich feſtgelegt, daß ihr Tarif alle fünf Jahre revi-
diert werden muß. Bei uns muß der Zeitpunkt für eine der-
artige Moderniſierung des Tarifes nach anderen Geſichts-
punkten beſtimmt werden. Es ergibt ſich für uns naturgemäß,
daß wir beſtrebt ſein müſſen, die notwendigen Veränderungen
und Verbeſſerungen an unſerem Tarif reren bevor die
neuen Handelsverträge kommen. Die Auffaſſung iſt alſo voll
ſtändig berechtigt, daß unſer Reichstag

wichtige Beſchlüſſe auf dem Gebiete der Handelsverträge
zu faſſen hat. Wir ſind ſeit mehr als drei Jahren unabläſſig
mit den Vorbereitungen für den Abſchluß der Handelsverträge,
die im Jahre 1917 ablaufen, beſchäftigt. Zunächſt bleibt die
Materie in Fluß, ſolange noch neue Handelsverträge abge
ſchloſſen werden. Neben dem wirtſchaftlichen Ausſchuß be
nutzten wir das Mittel der Produktionserhebungen, die ſeit
über drei Jahren wieder in vollem Gange ſind und mindeſtens
in dem bisherigen Umfange fortgeſetzt werden ſollen. Die
Erfaſſung der Kleinbetriebe bei dieſen Produktionserhebungen
geſtaltet ſich freilich erheblich ſchwieriger als die der Groß
betriebe. Wir werden hierbei andere Wege einſchlagen müſſen
und hoffen auf die Unterſtützung der Jntereſſentenverbände
dabei. Es wurde angeregt, es möchte eine Aale

öffentliche allgemeine Enquete auf kontradiktoriſcher
Grundlage

über die Ergebniſſe unſerer bisherigen Wirtſchaftspolitik ange-
ſtellt werden, und mit dieſer allgemeinen Enauete hofft man
dann, die Verbände für die neuen Handelsverträge und für die

weitere t ihalte dieſen Weg nicht für gangbardi aus einem guten
Hrientierung unſerer Wirtſchaftspolitik zu gewinnen.

Sehr richtig!
einfachen und unwiderleglichen

Graf Poſadowsky

Grunde. Kein Geſchäftsmann wird die letzten Geheimniſſe
ſeines Betriebes in öffentlicher Verhandlung allgemein bekannt
geben. (Sehr richtig l)

Weiter wurde angeregt, daß wir beim Abſchluß der Handels-
verträge Abmachungen ſozialpolitiſcher Natur aufnehmenſollten, dergeſtalt, a die re Teile die Arbeit
in ſozialpolitiſcher Beziehung möglichſt gleich behandelten.
Welchen Erfolg dieſe Bemühungen künftig haben werden, kann
ich nicht ſagen. Wir haben den Weg bereits beim ſchwediſchen
Handelsvertrag beſchritten, der Anſätze zu derartigen Verein-
barungen enthält. Unſere Wirtſchaftspolitik hat die Aufgabe,
nicht mehr wie vor 30 Jahren den inneren Mark zu ſchützen.
ſondern den äußeren Markt zu bewahren, der Konkurrenz des
Auslandes im Auslande zu begegnen. (Sehr richtigl) Zu
einem
Wechſel unſerer Wirtſchaftspolitik haben wir keinen Anlaß.
Ein Herabſetzen unſerer Tarife würde uns gar nichts nützen
Staaten gegenüber, die ihre nationalen Hilfsquellen ſelbſt ent
wickeln wollen; dieſe würden ihre Tarife auch nicht um einen
inrrig herabſetzen. Wir ſehen ja, wie England infolge
ſeines Freihandels genötigt iſt, ſich von anderen Ländern ein-
fach alles gefallen zu laſſen.

Nun zu den Shyndikaten, die ſich beſonders leicht in Ländern
mit Schutzzoll entwickeln. (Hört, hört! links.) Jch muß zu-
geben, daß die Syndikate

manche Gefahren politiſcher und wirtſchaftlicher Natur
mit ſich bringen. Durch die Syndikate hat die Monopolfrage
ein völlig anderes Geſicht bekommen. Früher wurden Staats
monopole aus Gründen wirtſchaftspolitiſcher und politiſcher
Doktrin aufs äußerſte verworfen. Wir haben aber in den
Syndikaten wirtſchaftliche Gebilde vor uns,
die den Charakter eines Privatmonopols annehmen können.
Jch perſönlich halte Privatmonopole unter Umſtänden für ge
fährlicher als Staatsmonopole. Namentlich in einem konſti
tutionell regierten Lande wie Preußen, wo der Landtag kon
trolliert. (Na, nal links.) Jch halte es nicht für ausge-
ſchloſſen, daß wir allmählich
gezwungen werden, Privatmonopole in Staatsmonopole zu

verwandeln.
(Hört, hört! bei den Soz.) Aber ich habe den Eindruck, als
wenn wir für dieſe Erkenntnis noch nicht reif ſind. Guruf
bei den Soz.: Sehr ſinnreich! Heiterkeit.) Auch die Herren
von der äußerſten Linken werden die Wichtigkeit der Syndikate
für die wirtſchaftliche Entwicklung nicht verkennen. Die Aſſo-
ciierung der Betriebsmittel und des Angebots führt zur voll-
kommneren Ausnutzung der Betriebsmittel, zur Stabiliſierung
der Preiſe und damit der Löhne. Das iſt wichtig namentlich
für die Kohlenproduktion. Solange die Syndikate ihre Mono
polſtelle nicht mißbrauchen, haben wir keinen Anlaß, gegen ſie
einzuſchreiten. Uebrigens fehlt uns auch die Macht dazu. Ein
allgemeines Syndikatsgeſetz halte ich für ausſichtslos;
nur auf dem Wege des Spezialgeſetzes kann dort, wo es not-
wendig wird, erfolgreich eingeſchritten werden. Allerdings
verlockt das Kaligeſetz nicht zu weiteren Experimenten auf
dieſem Gebiete. Hoffentlich wirkt das Kaligeſetz auf die an
deren Syndikate ſo ein, daß ſie alles tun, um eine ähnliche
Reglementierung bei ihnen zu vermeiden. Das Kohlenſyndi-
kat und der Stahlwerksverband ſind eine Stütze unſerer wirt-
ſchaftlichen Organiſation, die wir nicht verfallen laſſen dürfen.
Jch halte es für richtig daß

der preußiſche Fiskus dem Kohlenſyndikat beigetreten
iſt. Wenn darauf hingewieſen wird, daß mit dem Eintritt des
Fiskus die Kohlenpreiſe geſtiegen ſind, ſo will ich nur feſt-
ſtellen, daß dieſe Steigerung der Konjunktur entſpricht. So
unbequem ſie den Produzenten ſein mag, ſo wünſchenswert iſt
ſie, weil nun die Löhne der Konjunktur angemeſſen geſtaltet
werden. (Bravol im Zentr. und rechts.)

Abg. Sachſe (Soz.):
Der Staatsſekretär hat bedauert, daß in dieſem Jahre mehr

Anregungen und Wünſche als ſonſt aus dem Hauſe an ihn
gerichtet worden ſind. Er darf nicht vergeſſen, daß die Wahlen
gerade erſt hinter uns liegen, und daß dabei die bürgerlichen
Parteien ihren Wählern viel Verſprechungen gemacht haben.

3 ine u geſchärft, deshalb ihreielen Reſolutionen un nitiativanträge. möchteStaatsſekretär bitten, s W e
den Wünſchen des Volkes mehr nachzukommen.

Der Staatsſekretär hat weiter betont, daß Deutſchland ſeine
Aufmerkſamkeit darauf lenken müſſe, ſich den Außenmarkt zu
erhalten und neue Abſatzgebiete zu erobern. Am erfolgreichſten
könnte das geſchehen, wenn wir mit unſerer Wirtſchaftspolitik
einlenken wollten. (Sehr richtigl links.) Man ſpricht von
den „Erfolgen“ unſerer altbewährten Wirtſchaftsvpolitik.
Blicken Sie auf unſere ſächſiſche und ſchleſiſche Textil-Jn-
duſtrie, ſie kommt aus den Stockungen gar nicht mehr her-
aus. Der Staatsſekretär hat ſich als Freund des Stagtsmono-
pols bekannt. Aus unſeren Reihen ſind wiederholt Stimmen
laut geworden, die die

Verſtaatlichung der Kali- und Kohlenproduktion gefordert
haben, weil dieſe wichtigen Produkte nicht der Privataus-
beutung überlaſſen bleiben dürfen. Selbſtverſtändlich ver-
langen wir Garantien für die Arbeiter. Die Bergarbeiter
müſſen Minimallöhne erhalten, ſonſt kommt es auch bei uns
zu Kämpfen wie in England. Das unbeſchränkte Koalitions-

der u r r Bei der ſtaatlichen Eiſenn ſind ſie rechtloſer als bei manchen S Srichtig! bei den Soz) hen Sqharfmachert. (Sehr
Verſchiedene Redner haben wieder das alte Lied von dem

Terrorismus der ſozialdemokratiſchen Organiſationen ange
ſtimmt und den Schrei nach dem Schutz der Arbeitswilligen er-
ſchallen laſſen. Außerhalb dieſes Hauſes iſt das auch von den
Nationalliberalen im ſächſiſchen Landtage geſchehen. Graf
Carmer erklärte hier am Sonnabend, er hätte eine ganze An
zahl ſolcher Terrorismusfälle mitgeteilt bekommen, die Ab
ſender der Zuſchriften hätten ihn aber dringend gebeten, ſa
ihren Namen nicht zu nennen. Jch habe mir damals den
Zwiſchenruf erlaubt, das wären Feiglinge. Da wurde ge
antwortet, nein, ſie fürchten ſich, weil ſie ſonſt noch mehr terrori
ſiert werden. Arbeitgeber, Gendarmen und Schutzleute ſollen
u feige ſein, ihren Namen zu nennen, aus Furcht vor denKrbeitern ſind Sie denn wirklich ſo leichter (Zuruf

rechts: Aber die Arbeiter!)
ſenden, das ſind Leute

von echt gelber Geſinnung, die ſich Liebkind machen
und ſich einen er erſchleichen wollen. (Sehr richtigl b. d.
Soz.) Die wollen durch ſolche Mätzchen und olche Unwahr
heiten einen guten Namen machen und verſchweigen ihren
Namen, weil ſie ihre Angaben nicht verantworten können vor
dem Richter oder vor der Oeffentlichkeit. (Sehr richtig!l b. d.
Soz.) Wenn Sie mit Terrorismusfällen kommen, ſo kann ich
Jhnen nur ſagen,
in keinem Betriebe ſind Terrorismusfälle der Unternehmer ſo

Jef nſ ws im Bergwerk.ei unſerer Bergarbeiterbewegung ſpielt auch die Forderuneitte Rolle: Aufhebung der Sperren. Heute noch werden von den

Unternehmern die Sperren aufrecht erhalten, die dazu führen,
daß ein Bergarbeiter, der auf einer Grube aufhört, weil ihm

Die Arbeiter, die ſolche Zuſchriften

vielleicht Lohlabzuge gemacht worden ſind, auf keiner der be

nachbarten Gruben Arbeit erhält, weil er durch nachbarliche Ab
machungen der Unternehmer geſperrt iſt. (Hört, hört! b. d
Soz.) Die ſchwarzen Liſten ſind im Bergban noch nicht
verſchwunden.

Da haben Sie den Terrorismus der Unternehmer.
(Sehr richtigl! b. d. Soz.) Wenn Graf Carmer und die konſer
vative Partei über Terrorismus klagen, dann ſollten ſie au
gerecht ſein und die Deutſche Tageszeitung anklagen. Die hatte

nämlich Ende Februar im Jnſeratenteil einen Aufruf aufge-
nommen, in dem es heißt: „Die Unterzeichneten beabſichtigen
einen Verband zu gründen zu dem Zwecke, nur von Unter
nehmern Arbeiten ausführen zu laſſen, die ſich verpflichten
keine ſozialdemokratiſch organiſierten Maurer, Zimmerleutund Handlanger auf ihren Sanien zu beſchäftigen.“ (Hört, hört!

links.) Der Aufruf iſt unterzeichnet vom Landſchaftsrat vo
Herzberg-Lottin und vielen anderen. Das iſt doch

organiſierter Terrorismus gegen organiſierte Arbeiter.
(Sehr richtig! links.) Wer ſo im Glashauſe ſitzt, ſoll uns doch
nicht mit Steinen werfen. Auch die kleineren Beamten im
Bergbau klagen über den Terrorismus der Unternehmer. Der
Steigerverband wird von den Unternehmern mit aller Macht
zu erdrücken geſucht. Von den Stinneswerken erhielten mehrere
dort beſchäftigte Steiger einen Brief des Jnhaltes, ſie wären
trotz dieſes Verbotes der Firma Mitglieder des Steigerver-
bandes geblieben, und es werde ihnen deshalb die Prämie für
drei Monate entzogen und die Weihnachtsgratifikation um die
Hälfte gekürzt. (Hört, hört! links.) Die Leute werden bedroht
und zum Austritt aus ihrer Organiſation gezwungen. Frhr.
v. Gamp hat die Seßhaftmachung der Arbeiter empfohlen, umſie vor dem Terrorismus der Sozialdemokratie zu wahren.
Wie es auf dieſen Arbeiterkolonien ausſieht, das zeigt das
Beiſpiel der Königsgrube, wo die Kolonieverwalter von Stufe
zu Stufe gegangen ſind und

den Organiſierten das Verbandsbuch abgenommen haben.
Wer es nicht freiwillig abgab, der wurde dazu gezwungen.
(Hört, hört! b. d. Soz.) Auf die Bewohner ſolcher Arbeiter-
kolonien wird auch ein Druck dahin ausgeübt, daß ſie Koſt
gänger halten müſſen. Jn den Mietkontrakten verſchiedener
Zechen ſteht, daß der Mieter gezwungen wird, mindeſtens zwei
oder drei Koſtgänger zu halten. (Hört, hört! links.) Es werden
ſogar Prämien dafür bewilligt und die Miete wird um ſo mehr,
herabgeſetzt, je mehr Koſtgänger der Mieter aufnimmt, Wir
ſollten uns im Reichstag aufraffen, um endlich

das Koalitionsrecht freier und beſſer auszubauen
und niemals daran rütteln zu laſſen. Jch möchte Jhnen drin-
gend empfehlen, unſere Reſolutionen anzunehmen, die ſich auf
den Schutz der Arbeiter in den chemiſchen Fabriken, in den
Glas- und Porzellanfabriken, in der Großinduſtrie, im Han
dels-, Transport- und Baugewerbe und auch im Gaſtwirtsge-

werbe beziehen.

arbeiterlöhne und die Arbeitsverhältniſſe geſprochen. Jm preu
n Landtag iſt heute von der gegenwärtigen Bergarbeiter-

kewegung geſprochen worden, und dabei hat der preußiſche
Miniſter v. Sydow ebenſo wie der nationalliberale Abgeordnete
HirſchEſſen von den „Hetzern“ geſprochen. Es wurde dort ge
ſagt, man werde ſich

energiſch den „aufgehetzten Maſſen“ gegenüberſtellen.
Es iſt alſo nicht in Ausſicht genommen, den berechtigten Wün-

chen der Arbeiter entgegenzukommen. Das möchte ich dem
Staatsfekretär ſagen wenn Sie verhindern wollen, daß in den

Bergwerksbetrieben große Störungen vorkommen, dann müſſen
die Unternehmer und Regierungen den berechtigten Wünſchen
der Arbeiter entgegenkommen. Nur ſo kann auf die Dauer der
Friede erhalten werden. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Der Abg.
Mayer hat von der Steigerung der Bergarbeiterlöhne. gr.
ſprochen, aber er macht das alte Kunſtſtück, die jetzigen Löhne
immer mit denen von 1886 zu vergleichen. Das wäre nämlich
das Jahr, wo die Löhne den tiefſten Stand erreicht hatten und
in manchen Gruben faſt nur die Hälfte betrugen, von den Löh
nen, die ſchon 1873 gezahlt wurden. Tatſächlich ſind

die Bergarbeiterlöhne ſeit 1907 erheblich gefunken.
Dagegen haben ſich die Einnahmen der Gruben koloſſal erhöht.

Der Redner belegt dies durch reiches ſtatiſtiſches Material.
Daß der chriſtliche Gewerkverein der Bergarbeiter ſich unſerer
Lohnbewegung nicht angeſchloſſen hat, wird er vor ſich ſelbſt zu
verantworten haben, vor den Arbeitern kann er es nicht ver
antworten. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Wer behauptet, daß es
ſich bei der jetzigen Lohnbewegung um einen Sympathie oder
Solidaritätsſtreik für die engliſchen Bergarbeiter handelt. der
behauptet die Unwahrheit. Unſere Lohnbewegung war ſchon

1910 eingeleitet, und ſie wurde nur aus verſchiedenen Grün-
den bis ſetzt vertagt. Man hat ja ſogar ſolche Mätzchen ver
breitet, daß die deutſchen Bergarbeiter den engliſchen Berg
arbeitern am 2. Februar eine halbe Million zugeſchickt hätten.
Die engliſchen Arbeiter haben allein über 43 Millionen Mark.
Sie haben am 1. März den Streik begonnen und am 2. Februar
ſollen wir ihnen ſchon eine halbe Million hingeſchickt haben.
Wer ſolches Blech glauben kann, ich weiß nicht, wie es mit dem
im Oberſtübchen beſchaffen iſt. (Sehr gut! links.) Es iſt eine
Unwahrheit, daß die engliſchen Bergarbeiter unſere finanzielle
Hilfe beanſprucht oder bekommen hätten. Wir führen den
Kampf im Intereſſe unſerer deutſchen Kameraden. Was die
Maximalarbeitszeit in den Bergwerken betrifft, ſo muß ſich

Deutſchland anderen Ländern gegenüber ſchämen.
Jn Oeſterreich und Belgien beſteht die neunſtündige, in Frank-
reich und England die achtſtündige geſetzliche Maximalarbeits-
zeit in Bergwerken. Das Ueberſchichtweſen iſt in Oeſterreich,
Belgien und England teils geſetzlich eingeſchränkt, teils völlig
verboten. Jn deutſchen Bergwerken haben wir aber noch Ar
beitszeiten von neun, zehn und zwölf Stunden. Jn Ober
ſchlefſen werden trotz der zwölfſtündigen Arbeitsſchicht die
Leute noch gezwungen, eine ganze Anzahl Ueberſtunden zu
machen (Hört, hörtl), da iſt es kein Wunder, daß die Krank-
heitsſtatiſtik der Bergleute verzeichnet, daß von 100 Bergleuten
jährlich in einzelnen Gebieten 14,7 krank ſind. (Hört, hört!
links.) Das ſind erſchreckende Zahlen und doch wagt es keine
Reichsregierung, keine preußiſche Regierung, den Bergherren
in den Arm zu fallen und zu ſagen: ſo geht's nicht weiter!
Wir müſſen einen Maximalarbeitstag oder eine Beſchränkung
der Ueberſchichten geſetzlich durchführen. Nur wenn die Bergarbeiter den Bergherren ein: Bis hierher und nicht weiter!

zurufen, wird es anders werden. (Lebh. Beifall links.) Wenn
man durch die überlange Arbeitszeit die Bergleute zwingt, ihre
Geſundheit zu ruinieren, ſo iſt das beſchämend für Deutſch
land, beſchämend für die Regierung, die es nicht wagt, ſolchen
Ausbeutern gegenüber endlich einmal die Geſetzgebungs
maſchine für einen wirklichen Arbeiterſchutz in Bewegung zuſetzen. (Lebh. Beifall b. d. Soz.) guns s
Der S tut nichts, und man hört nichts vonihm! (Sehr wahr! b. d. Soz.) Jm Reichsberggeſetz muß auch
auf freigeſtellte Sicherheitsämter Bedacht genommen werden,
damit ſie ungehindert durch Schikanierungen ihre unfallver-
hütende Tätigkeit ausüben können.

Meinem Parteigenoſſen Wels ſind aus ſeinem lkreiſe(KalauLuckau) J über die Erſetzung deutſcher a
kohlengräber durch Galizier und andere Ausländer zugegangen.Dieſe Leute leben wie das Vieh. e ſich der Se
ſation an, ſo werden ſie als läſtige Ausl aus
gewieſen! (Stürmiſches Hört, hört! b. d. Soz.) ſt hat

Der Staatsſekretär und Abg. Mumm haben über die Berg-
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die Grube Jlſe, auf der ſolche de beſtehen, in den letztenahren Dividende von 20 die z x

rfmacher wollen mit den Arbeitern gar nicht in
leben, das haben ſie bewieſen, als ſie den

mitteldentſchen Braunkohlenbe
im vorigen Jahre verboten, mit den Arbeitern Tarif-
verträge abzuſchließen! Das ſollten ſich die Behörden vor
Augen halten. Wir reichsgeſetzliche Regelung des
Knappſchaftsweſens, aber ohne das vom Zentrum verlangte
Proportionalwahlrecht, weil dies auch nach Anſicht der Ch
lichen nur r in die Vorſtände bringen unddadurch die Arbeit lahnlegen würde. (Sehr wahr b. d. Soz.)
Dringend fordern die Arbeiter eine Einſchränkung des furcht
baren Strafſyſtems der Zechen und Erſeßzu des
h durch paritätiſche Arbeitsnachweiſe.

as Reichsberggeſetz wird nicht eingebracht, weil es die Scharf-
macher nicht wollen. Nur wenn im Sinne unſerer Reſolntio-
nen vorgegangen wird, können groß Kämpfe im Bergbau ver

werden. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)
A Jrl (Zentr.) tritt für die bekannten Mittelſtands

u ein.ienstag 1 Uhr Fortſetzung. Schluß 634 Uhr.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 5. März 1912.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Jn einer letzten großen Sitzung wurde geſtern von den

Stadtverordneten der Etat, der ſtädtiſche Haushaltsplan, end
gültig erledigt. Vor der Etatsberatung brachte der Vorſteher
noch einige Mitteilungen zum Vortrag. Neben allerlei Peti-
tienen war eine Magiſtratsvorlage über die Einrichtung
eines ſtädtiſchen bakteriologiſchen Jnſtituts
eingegangen, das die Unterſuchungen, die bisher das hygieniſche
Inſtitut der Univerſität ausgeführt hat, übernehmen ſoll.
Die Vorlage wird einer Spezialkommiſſion überwieſen, die
man aus 4 Aerzten des Kollegiums bildete. Erſt ſpäter ſoll
ſich dann der Etatsausſchuß mit der Vorlage befaſſen.

Was aus dieſer fortſchrittlichen Regung des Magiſtrais wird,
läßt fich alſo noch lange nicht ſagen. Hoffentlich wird ſie nicht
von demſelben Rückſchrittsgeiſt mißhandelt, der geſtern an dem
Etat des ſtatiſtiſchen Amtes ſeine zerſtörenden Kräfte
zeigte. Von den 1000 Mk., die für notwendige Bücher gefordert
waren, wurden 400 Mk. von den Stadtverordneten geſtrichen.
Und ebenſo zog man der ſtatiſtiſchen Deputation 400 Mk. von
den ihr bereitgeſtellten 1000 Mk. ab. Beide Streiche gegen
die wiſſenſchaftliche Betätigung geſchahen be-

zeichnender Weiſe unter hervorragender Mitwirkung des Vor-
ſtehers, Geheimen Medizinalrats Prof Dr. Schmidt-
Rimpler, der dabei eine recht ſonderbare Behandlung
der Anträge vollbrachte.

Ausgleichsfonds oder Steuerherabſetzung.
Der Magiſtrat hatte den Antrag geſtellt, einen Teil des

Millionenüberſchuſſes des Vorjahres zurückzulegen als Aus-
gleichsfonds für Jahre mit ſchlechteren Einnahmen. Der Etats-
ausſchuß hatte dieſen Antrag zur Ablehnung empfohlen
und beantragte die Herabſetzung der Steuern. Stadtv. Prof.
Steinbrück, ein Freund des Ausgleichsfonds, mußte dieſe
Anträge wohl oder übel zur Annahme empfehlen.

Bürgermeiſter v. Holly eröffnete die Diskuſſion mit dem
intereſſanten Eingeſtändnis, daß in Halle neue Gedanken nur
ſchwer Eingang finden. Wir nehmen an, daß der Bürger-
meiſter dabei dem Magiſtrat auch mit zu Halle rechnet. Jn
dieſem Falle würde er recht haben. Er begründete nun in
friſcher, flotter Weiſe den Antrag auf Schaffung des Aus

'gleichsfonds, den er für eine gut bürgerliche Einrichtung hielt,
und für den er verſchiedenerlei Ausgaben anführte, um die
Einführung des Fonds als notwendig erſcheinen zu laſſen.
Der Bürgermeiſter fand noch gar viele bewegliche Worte, um
ſeinen Ausgleichsfonds zu retten, aber man merkte ihm an,
wie er fühlte, für eine unmögliche Forderung zu ſprechen.

Stadtv. Springer hält es für unzuläſſig, neben den vielen
Fonds, die wir ſchon haben, noch einen Ausgleichsfonds zu er
richten. Wir haben bereits acht größere Fonds und eine An-

zahl kleinere; es iſt für alles vorgeſorgt. Jdealer als der
Ausgleichfonds iſt der Gedanke, dem Bürger zu geben, was
des Bürgers iſt. Die 250000 Mk. für den Ausgleichsfonds
konnte man in dem reichlich bemeſſenen Etat nicht mehr unter
bringen, und da haben wir das Recht, ſie der Bürgerſchaft in
Geſtalt von 10 Proz. Steuerermäßigung zukommen zu laſſen.
Der erwartete Ueberſchuß iſt um 600000 Mk. überſchritten
worden. Es find alſo im Vorjahre der Bürgerſchaft 20 Proz.
Steuern zu viel abgenommen. Auch das Jahr 1911-12 wird
große Ueberſchüſſe bringen. Steuern auf Vorrat zu bewilligen,
lehne er ab, und das täten wir, wenn wir die Steuern nicht um
10 Proz. erniedrigen wollten.

Der Stadtv. Knabe ſchloß ſich den Ausführungen des
Stadtv. Springer an.

Der Antrag auf namentliche Abſtimmung wurde,
wie mitgeteilt, von 20 Stadtverordneten unterſchrieben ein
gereicht. Er galt damit als angenommen.

Der Oberbürgermeiſter ſuchte nun auseinanderzu-
ſetzen, daß die Konjunkturſchwankungen zur Anlage eines Aus-
gleichsfonds zwingen, da ſonſt in wenigen Jahren die Steuern
wieder rapid ſteigen würden. Eine geſetzliche Hinderung liege
nicht vor. Auch der Staat habe Ausgleichsfonds und auch der
Bürger lege in ſeinem Haushalt doch Ueberſchüſſe guter Jahre
zurück. Aber man rede ja hier wie im Etatsausſchuß vergeb-
lich. Die Stadtverordneten würden nicht mehr vom Verſtänd-
nis, ſondern von der Leidenſchaftlichkeit geleitet. Ein Rauſch,
der Paroxismus des Goldes, habe ſie infolge des reichlichen
Ueberſchuſſes gepackt. Sie würden ihr Tun noch bereuen.

Stadtv. Meyer ſprach für die Magiſtratsvorlage, da er
den Ausgleichsfonds für eine in der Zeit der Not ſehr ſegens-

reich wirkende Einrichtung hält. Herr Meyer erſuchte ſchließ-
lich die Steuern nur um 5 Proz. herabzuſetzen und eine kleinere
Summe, als der Magiſtrat wünſche, in den Ausgleichsfonds
zu legen. Stadtv. Colberg ſchloß ſich dem an, da auch
Privatgeſchäfte doch ihre Gewinne nicht gleich aufzehren, ſon
dern etwas davon für ſchlechtere Jahre zurücklegten.

Stadtv. Em mer erklärte, daß ſeine Freunde im Prinzip
für die Zurückſtellung eines Ausgleichsfonds
ſind. Aber Halle habe durch die falſchen Steuerdorſchläge des
Herrn v. Holly ſeit Jahren ſeinen Bürgern zuviel Steuern
abgenemmen. habe der Stadtv. Thiele hier Jahr für
Jahr feſtgeſtellt. Und jetzt werde er deshalb mit ſeinen Freun

J en die Ueberwei ma r r in rer er Steuer zun ein auf denrichtigen an herabzukommen. n den Vor
hren habe Herr v. Holly das Kollegium ſtets eingeſeift. Der
at ſei auch in dieſem Jahre ſo aufgeſtellt. daß neben der

Steuerherabſetzung noch die Schaffung eines Ausgleichsfonds
möglich ſei, um ſo mehr, als das laufende Jahr ſicher einen
noch höheren Ueberſchuß bringen werde als das verfloſſene. Jm
Elektrigitätswerk würden bereits 83 000 Mk. mehr Ueberſchuß
gemacht als vorgeſehen war. Er. erſuche um Annahme des An-
trages des Etatsausſchuſſes, das wäre kein Spießbürgerbeſchluß,
wie Herr Ho'y meint. Aber beide Bürgermeiſter redeten
immer von den guten Hausvätern, nach denen wir uns richten
ſollen. Die guten Hausväter ſind wohl die, die uns

Jahr für Jahr 20 Prozent Steuern zuviel
abnehmen?

Bürgermeiſter v. Holly mußte zugeben, daß tatſächlich
immer zuviel Steuern erhoben worden ſind. Aber meint er

ohnedem ließen ſich nie Ueberſchüſſe machen.
Stadtv. Keil ſprach gegen den Ausgleichfonds. Beim Staat,

den der Oberbürgermeiſter als Muſter anführte, liege es anders.
Der Staat könne ſich nur auf regelmäßige ziemlich gleich
bleibende Einkommenſteuereinnahmen ſtützen. Die Stadt könne
aber jedes Jahr nach ihren notwendigen Ausgaben die Höhe
der Steuer feſtſetzen. Ein Ausgleichsfonds aber verleitet die
ſtädtiſche Verwaltung, gegen das erſte kommunalpolitiſche
Prinzip, gegen die Sparſamkeit, zu verſtoßen. Wir ſollen unsunſerer Berantwortüichteit in jedem einzelnen Jahr bewußt

bleiben. Jm Jntereſſe einer ſorgfältigen und ſparſamen Ver-
waltung müſſen wir den Ausgkeichsfonds ablehnen. Jedes
Jahr hat ſeine Sorgen und ſeine Ausgaben, aber es hat auch
ſeine Deckung. Nehmen wir die Magiſtratsvorlage an, ſo be
willigen wir Steuern auf Vorrat, und das wäre eine Sünde
gegen die Steuerzahler.

Stadtv. Herz au verwahrte ſich gegen die Bemerkung des
Oberbürgermeiſters, daß die Anſicht des Etatsausſchuſſes gegen
den Ausgleichsfonds einer Leidenſchaft und nicht der Verſtändig
keit entſpringe. Jm Gegenteil, die Herabſetzung der Steuern
ſei nicht nur verſtändig, ſondern ein Akt der Gerechtigkeit. Der
Oberbürgermeiſter habe ja ſelbſt im Etatsausſchuß eingeſtan
den, daß 20 Prozent Steuern zuviel erhoben ſeien. Leider
ließen ſich dieſe 20 Prozent nicht wieder zurückerlangen. Aber
10 Prozent Ermäßigung ſei das mindeſte.

Der Stadtv. Springer ſprach nochmals gegen, Stadtv.
Meyer aber für den Ausgleichsfonds, worauf der Ober-
bürgermeiſter in längerer Rede nochmals den Fonds ver
teidigte und erklärte, er habe nicht von 20 Prozent zuviel er
hobenen Steuern geſprochen, ſondern allgemein von zu
viel erhobenen Steuern.

Nachdem ſich auch die Stadtvv. Meyer und Keil und der
Bürgermeiſter nochmals geäußert hatten, wurde die Debatte
auf Antrag geſchloſſen. Es folgte die namentliche Ab-
ſt immung. Es ſtimmdten für den Ausgleichsfonds die
Stadtvv. Colberg, Froſt, Hos, Mekus, Meyer I, Pritſchow, Rabe,
Schrader und Steinbrück; gegen den Ausgleichsfonds die
Stadtvv. Ahrenholz, Beige, Beuche, Boecke, Borchert, Borges,
Lembſer, Bruß, Daniel, Döhler, Emmer, Feldmann, Föhring,
Gerig, Gieſe, Glimm, Gradehand, Grecke, Grempler, Günter,
Helmecke, Herzau, Herzfeld, Höſchele, Hüllemann, Kallmeyer,
Keil, Knabe, Kobe, Kühme, Lehmann, Kobert, Meyer II, Michel,
Neſſe, Oſterburg, Pfautſch, Probſt, Rammelt, Renner, Reuß,
Riediger, Scharfſchmidt, SchmidtRimpler, Schulze, Spindler,
Springer.

Der Ausgleichsfonds iſt alſo abgelehnt.
Stadtv. Knabe referierte nun über die Feſtſetzung der

Steuern. Ohne weitere Debatte wurde nach den Vorſchlägen
des Etatsausſchuſſes beſchloſſen,

162 Prozent Einkommenſtener, 5,70 Prozent Grundſtener,
191 Prozent Gewerbeſteuer

zu erheben. Das ſind durchveg 10 Prozent Ermäßigung gegen
über dem Vorjahre. Die Schlußziffer des mit dieſen Ein
nahmen genehmigten Etats wurde dann auf 12075 900 Mk.
feſtgeſtellt.

Die weiteren Vorlagen brachten nur noch einmal intereſſante
Debatten. Der Oberbürgermeiſter wollte ſich in der Diskuſſion
des ſpäter an genommenen Antrages der Kanz-
liſten auf Gehaltserhöhung an dem Volksblatt
reiben, ohne es zu nennen. Es war von der Da ahigrng dieſer
Beamten geſprochen worden, und da meinte Herr Dr. Rive,
es ſei nicht angebracht, über ſolche Dinge zu reden, da eine ge
wiſſe Seite wieder gierig dieſe Gelegenheit benutzen würde, um
die Unterbeamten gegen die Vorgeſetzten in Aufregung zu
bringen. Dieſe dunkle Andeutung trug Herrn Rive einen Zu
ſammenſtoß zunächſt mit dem Stadtv. Springer und dann
noch mit dem Stadtv. Her zfeld ein. Dieſen Herren war die
Tätigkeit der „gewiſſen Seite“ mit Recht nicht ſo ſ ehr auf
die Nerven gefallen, und ſo konnten ſie nicht begreifen,
was der Oberbürgermeiſter eigentlich wollte. Herr Springer
verwahrte ſich energiſch gegen den fälſchlich angenommenen
Tadel ſeines Verhaltens und Herr Hergfeld forderte eine ge
heime Beſprechung, damit die Unruhe, die der Oberbürger-
meiſter durch ſeine Andeutungen hervorgerufen habe, beſeitigt
werden könnte. Der Oberbürgermeiſter mußte wiederholt das
Wort nehmen, um zu betonen, daß die Sache nicht ſo ſchlimm
ſei, als ſie aufgefaßt worden iſt. Es ſei kein Grund zu neuen
Unruhen. Wir hätten wahrlich Unruhen genug und brauchten
hier nicht noch künſtlich neue zu ſchaffen. Die Sache löſte jetzt
auf vielen Geſichtern ein Lächeln aus, der Effekt war futſch.
Schade für Herrn Rive. Aber die „gewiſſe Seite“ freute ſich
wieder für einige Momente.

Debattelos wurden im Laufe der Sitzung folgende Vorlagengenehmigt: Die StadtverordnetenVerſammlung hat t
unterm 1. Mai v. J. mit der Anlegung eines öffentlichen
Platzes auf dem zwiſchen Süd und Liebenauerſtraße belegenen
Hoſpitalacker einverſtanden erklärt und zugleich die Mittel zum
Ankauf des letzteren bewilligt. Die Uebereignung des Geländes
an die Stadigemeinde hat inzwiſchen ſtattgefunden. Der Her
ſtellung des Platzes ſteht ſomit nichts mehr entgegen. Jn
Uebereinſtimmung mit der Verſchönerungsdeputation beſchloß
daher die StadtverordnetenVerſammlung für die Anlegung

Platzes nach vorgelegtem Projekt 9900 Mark bereitzu-
en.

ger gausreichender Niederſchläge und infolge ſtarken
Rüdganges der Saale und Elſter-Waſſerſpiegel ſank im Hoch-
ommer der Grundwaſſerſtand der Beeſener Aue ſoweit, daß

Betrieb mit der lungen Heberleitung nur mit
rößter V erhalten werden konnte.e an vat gehalten bis an Segember 1011, wo
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äge die s von t
und als auch Grundwaſſers ſich erhole

Mit Eintritt des rrx! anuar d.konn Frwieder ein t ger ckgang
es zu beob den kommenden Sommereri nene eſondere, wenn das

n noch ſtarke Regengüſſe und Hochwaſſer der ale
und Elſter bringt.

Die Erweiterung der Waſſerfaſſungsanlagen wird

z h e u erammlung rwei e richt zuund die zur tithen der Heberle h Zſchlat s
in Höhe von 184 500 Mk. notwendigen Koſten zu bewilligen.

Für den Neusgu der Steinmühlenb rücke in einer
Breite von 16,5 Meter ſind zuſammen 71 000 Mk. Sworden. Jn dem genthmi ten e iſt die Ausfü
rung des Geländers in Beton mit Eiſeneinlage vorgeſehen.
Jn Rückſicht auf die Lage der Brücke am Eingange zum Saale
tal hält der Magiſtrat es jedoch für angebracht, das Geländer
nicht in Kunſtſtein, ſondern in echtem Material und zwar in
Kalkſandſtein auszuführen. Auch iſt für die Brücke eine Be
leuchtung vorzuſehen; die Beleuchtungskörper ſollen aufPylonen auf eſert werden, die ſich dem Geſamtcharakter der
Brücke anpaſſen. Für die Herſtellung des Geländers in Kalk
andſtein und die architektoniſche Ausſchmückung find 10 200
ark Dieſe Koſten wurden bewilligt, da ſie aus den

für das Betongeländer vorgeſehenen Mitteln und den beim
en qu der Brücke eintretenden Erſparniſſen gedeckt werden
önnen.
Bewilligt wurden weiter 8000 Mk. für ein Eiſenbahngleis

nach dem Düngerhauſe im Schlacht und Viehhofe, 900 Mk. für
die Errichtung einer Veranda für die Krippe Weingärten 21,
und 3450 Mk. für die Anlage elektriſcher Beleuchtung in Aulag,
Lehrzimmern, Sammlungsräumen und Zeichenſälen der Ober
realſchule. Der Mitteldeutſche Verein ſelbſtändiger Markt-
und Meßreiſender von 1898, Sitz Halle a. S., bittet um Er
richtung von Bedürfnisanſtalten auf den Halleſchen Jahr-
märkten. Die Petition war vom Bauausſchuß zur Ueberwei-
ſung an den Magiſtrat als Material empfohlen. Dem wurde

ugeſtimmt, doch erſuchte Genoſſe Oſterburg, wenigſtens provi-ſorigch Abhilfe zu ſchaffen, bis ein neuer Mark gefunden ſei.

Die Firma Weiſe u. Monski bittet um Herabſetzung der
Koſten für den Anſchluß ihrer in der Röpzigerſtraße belegenen
Schrebergartenkolonie an die ſtädtiſche Waſſerleitung. Der
vom Bauausſchuß empfohlenen Ueberweiſung dieſer Petition
an den Magiſtrat als Material wurde zugeſtimmt.

Ugemeinen Nieder
lag et allgemeinen Niederſ

i

Vom Streik der Schneider.
Jn einer äußerſt ſtark beſuchten öffentlichen Schneiderver

ſammlung wurde über den Stand der Lohnbewegung Bericht
erſtattet. Genoſſe Kraußer wußte in packender Weiſe die
Entſtehung und Vorgeſchichte der Lohnbewegung zu ſchildern.
Er betonte namens ſeiner Kollegen: Nicht aus Uebermut ſind
wir in den Kampf getreten; der Kampf wurde uns aufge
zwungen. Seit der denkwürdigen Zollvorlage und der ihr
folgenden Finanzreformen ſind die Lebensmittelpreiſe und die
wichtigſten Verbrauchsartikel ſtändig verteuert worden. Dem
gegenüber haben die Arbeitslöhne in unſerem Berufe keine Er
höhung erfahren. Nachdem unſer Tarif gekündigt war, fühlten
ſich die Herren Arbeitgeber des Verbandes noch nicht veranlaßt,
irgendwie entgegenzukommen. Sie erklärten einfach, nichts
bewilligen zu können. Sie glaubten, die Arbeiter würden ſich
wieder ducken und zufrieden zu ihrem Kummerfaden zurück
kehren. Bei den Unterhandlungen in Frankfurt a. M. kam man
endlich nach einer fünftägigen Verhandlung mit einem Angebot
von durchſchnittlich 2—8 Prozent Lohnzulage. Aber eine ganze
Reihe von Poſitionen ſollten verſchlechtert werden und bei den
ſo gering erhöhten Poſitionen ſollte durch Feſtlegung von mehr
Handarbeit die Arbeit wieder erſchwert werden. Dieſes Ange
bot mußte mit Entrüſtung zurückgewieſen werden. Wir ſind
durch das brüske Vorgehen des Arbeitgeberverbandes in den
Kampf getrieben worden und wir werden ihn zu führen wiſſen.

Mit großer Begeiſterung wurde die Mitteilung aufgenom-
men, daß die maßgebenden Geſchäfte des Arbeitgeberverbandes
vollſtändig lahmgelegt ſind. Einer lebhaften Kritik wurde das
Vorgehen einiger Zuſchneider unterzogen, die den ſtreikendenArbeitern das Haus einlaufen und e zum Streikbruch be
wegen wollen. Die Verſammlung war von einem guten Geiſt
getragen und wir können der weiteren Entwicklung mit Ruhe
entgegenſehen. Jm Laufe des geſtrigen Tages haben noch
nachſtehende Geſchäfte die neuen Bedingungen unterſchrieben:
George Harvey, Otto Grätzel, Paul Landgraf und
G. Oldenburg.
Das Pech des Herrn Weiſe v Zieder eine geborſtene „gelbe“

ule.
Am 2. März beging der „gelbe“ Werkverein in den Thalia

ſälen ſein erſtes Stiftungsfeſt unter Mitwirkung der theatra-
liſchen Abteilung und der Maſchinenbauer Liedertafel Ein
tracht. Zuerſt kam ein gewiſſer Herr Luft an die Reihe, der
eine bolperige Begrüßungsanſprache hielt. Dann ſuchte ein
gewiſſer Herr Schönknecht den Anweſenden vor Augen zu
führen, daß nur durch einen Zuſammenſchluß der Werkvereine
ein Vollwerk gegen die irreführende und verhetzende Tätigkeit
der antinationalen freien Gewerkſchaften geſchaffen werden
könnte. Gott ſei dank, ſeien zur richtigen Zeit Männer ge
kommen, die die gelben Werkvereine ins Leben gerufen haben.
Jn der Hoffnung, den gelben Werkverein von Weiſe u. Monski
recht bald als Bruderverein im Bunde begrüßen zu können,
ſchloß Redner ſeine Ausführungen. Dann kam ein Herr Hoff
meiſter aus Magdeburg an die Reihe. Er unterſtrich die Aus
führungen ſeines Vorredners und meinte, daß der Bund der
Werkvereine durch ſeine große Mitgliederzahl auch auf die
Regierung bei Geſetzentwürfen einwirken könne. Weiter ver
glich er die Organiſationen mit einem Kahn, bei dem die
freien Gewerkſchaften nicht wiſſen, wohin die Fahrt geht. Aber
der gelbe Werkverein hat ſein geſtecktes Ziel: „Sorge um Weib
und Kind. Liebe zum Vaterlande. Treue zu Kaiſer und Reich!
Darum ſteigen ſie ein in unſerem Kahn und ver-
trauen ſie ſich unſerer Führung an, zum Segen der Arbeit,
zum Segen des deutſchen Vaterlandes.“ Der Mann verſteht
ſein Geſchäft. Er hätte noch hinzufügen müſſen, zum Segen
des Profits der Unternehmer. Nachdem noch der Direktor
Reinicke ſeinen Senf dazu gegeben hatte, kam die dramatiſche
Abteilung an die Reihe. Aber da fehlte etwas. Wir vermiſſen
den Hauptleiter dieſer Abteilung, den Jugendbildner Herrn
Bräter. Auf dem Programm vom 30. Dezember 1911 war er
mehrere Male verzeichnet und jetzl? Undank iſt der Welt
Lohn. Wie ſchön hätte er Theater geſpielt und die Herzen
ſeiner Vorgeſetzten für ſich eingenommen. Wie ſchön hätte er
es verſtanden als Zahlenkünſtler ſeine Fähigkeiten zu beweiſen.
Schade, daß die Firma kein Verſtändnis für ſolche Kunſt hatte.
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tober 1611 hat nun das Landgericht Bochum den

er h e e
An Herrn Bräter hat es nicht gelegen. Er hat es

u e auf den Akkordkarten die Vhiane en
unſten zu ändern, hatte aus der 0 eine 6, aus der 8 eine 5 oder

8 gemacht, ſo daß er ſich immer ſelbſt annehmbare Preiſe
notierte und auf dieſe Art und Weiſe zu ſeinem Gelde gekom-
men war. Doch eines Tages mußte er ſein Bündel ſchnüren,
er wurde wegen dieſer Betrügereien entlaſſen. Ob die An
gelegenheit die Gerichte noch beſchäftigen wird, entzieht ſich
rlere Kenntnis. Herr Bräter hatte die Jugendbildung
ibernommen. Da wird ja Herr Weiſe noch manches erleben

können, wenn dieſe Bildungsmethode der Pfennig, Bräter uſw.
erſt Früchte trägt. Herr Weiſe hat aber auch wirklich Pech.
Eine gelbe Säule nach der anderen zerſpringt. Wer wird der
nächſte ſein? Und das alles für das ſchöne Geld, das ſich's

d läßt. Unſer Beileid dazu.
n der Abteilung Turmſtraße der Firma Weiſe u. Monskiiſt wiederum ein Diebſtahl verübt. Einem urbi wurde der
rank aufgebrochen und aus der Taſche das Portemonnaie

mit 9,85 Mk. Jnhalt geſtohlen. Die Sache beſchäftigt die
Kriminalpolizei, der es hoffentlich gelingt, den Täter zu er
wiſchen. Seitdem dort der „gelbe“ Werkverein gegründet
wurde. mehren ſich die Fälle des Verwechſelns von MeiDein in auffälliger Weiſe. chſ on Mein und

Die Halleſchen Nationglliberalen gegen ein Rechtspräſidium
im Reichstag.

Wie die Saalezeitung mitteilt, haben die Vorſtände des
hieſigen Nationalliberalen Vereins und des Vereins der Natio
nalliberalen Jugend beſchloſſen, an die nationalliberale Reichs
tagsfraktion ein Schreiben zu richten, worin ſie die beſtimmte

ung ausſprechen, daß die Nationalliberalen
nicht in ein Präſidium eintreten, das unter Ausſchal-
tungder Linken nur von den Parteien des ſchw ar z-
blaue n Blocks gebildet wird. Der Beſchluß wurde ein
ſtimmig in einer Sitzung gefaßt, die außerordentlich zahlreich
beſucht war. Der Verein der Nationalliberalen Jugend hatte
dieſen Standpunkt ſchon in ſeiner letzten Sitzung in voriger
Woche formuliert.

Soweit die Saalezeitungsnachricht. Wir wiſſen die Frende,
die dieſes Blatt in der Einleitung zu obiger Notiz ausdrückt,
voll zu würdigen. Denn die Erklärung iſt wirklich echt liberal,
weder Fiſch noch Fleiſch, weder rechts noch links. Daß die
Nationalliberalen nicht in einem Präſidium mit der Rechten
zuſammenſitzen ſollen, heißt noch lange nicht, daß ſie ein Präſi-
dium der Linken bilden oder gar wieder für einen Sozial
demokraten ſtimmen ſollen. Was die Halleſchen Nationallibe
ralen eigentlich wollen? Nix jewiſſes weeß man nich. Dafür
iſt man eben liberal.

Jn dem Verſammlungsbericht des Baugarbeiterverbandes
in der Nr. 53 des Volksblattes iſt inſofern ein Fehler ent-
halten, als darin von einer Beitragserhöhung ab 1. April
dieſes Jahres die Rede iſt. Dieſe Wer trifft keineswegs
zu. Wir verweiſen deshalb auf den S 23 Abſ. 4 des Statuis.

Der Zweigvereins Vorſtand.
Die Straßenbahn und der exypreſſe Bote im Zeitungs-

gewerbe. Das Reichsgericht hat eine intereſſante, für das
Zeitungsgewerbe wichtige, Entſcheidung gefällt. Zum zweiten
mal beſchäftigte die Strafſache gegen den Direktor der Straßen
bahn WanneHertenRecklinghauſen, Heinrich Arnold, das
Reichsgericht. Das zuftändige Landgericht hat ihn am 4. No
vember 1910 wegen Vergehens gegen das Poſtgeſetz zu einer
Geldſtrafe von 8929,20 Mk. verurteilt, nämlich dem vierfachen
Buche des als hinterzogen angeſehenen Poſtpaketportos. Der
P dler Ewald Triebel in Wanne hat ſeit 1898 eine Agen-
tur des Dortmunder Generalanzeigers. Seit 1901 ließ er die
verſchiedenen Pakete mit den Zeitungen in der Weiſe nach ver
ſchiedenen Orten befördern, daß er ſeinen Boten veranlaßte,
mehrere Fahrkarten auf den genannten Straßenbahnen zu
löſen, wodurch er das Recht erlangte, die Pakete auf dem
Vorderperron aufwſtelſen. Der Bote gab dann jedesmal in
dem betreffenden Orte das dorthin r Paket einem da
ſtehenden Boten und fuhr bis an das Ende ſeiner Beſtimmung.
Der Vote ſoll nun in den zen Jahren mehr Pakete mitge-
nommen haben, als der expreſſe Vote tragen kann. Die Orte,
nach denen er die Blätter brachte, ſind ſämtlich mehr als zwei
Meilen von Dortmund entfernt. Das Landgericht hat damals
den Direktor der Straßenbahn für die erwähnte Geſetzesver
letzung verantwortlich gemacht, weil er die Beförderung nicht
verhindert habe. Auf die Reviſion des Angeklagten hob am3. März 10911 das Reichsgericht das Urteil auf weil zu unrecht

angenommen ſei, daß der Angeklagte als Täter in Fragekomme, und die Annahme einer ſorigttegten Fahrläſſigkeit zu

Bedenken Anlaß gebe. Jn der neuen Verhandlung am 2. Ok-

Lan ngeklagtennnre weil nicht feſtgeſtellt iſt, daß er der Be
örderer war. Es wurde angenommen, daß der expreſſe

Bote der Beförderer ſei und daß die Verwaltung der Straßen
bahn lediglich die dynamiſche Kraft hergebe. Ein ergreſer
Bote könne, wenn er mehrere Fahrkarten löſe, mehrere Pakete
mit auf den Vorderperron nehmen und ein Angeſtellter
der Straßenbahn habe gar kein Recht, ſich um
den Jnhalt der Pakete zu kümmern. Der fragliche
Bote ſei ein expreſſer Bote im Sinne des Ge-
ſetzes geweſen und es ſei unerheblich, ob er das ganze Ge
wicht der Zeitungen zu tragen imſtande war. Gegen dieſe,
dem Verkehrsintereſſe durchaus entſprechende
Entſcheidung hatte die Staatsanwaltſchaft Reviſion eingelegt.
Sie wurde jedoch am Freitag in der Verhandlung vor dem
Reichsgericht vom Reichsanwalt nicht vertreten. Das Reichs
gericht verwarf das Rechtsmittel, da einwandfrei feſtgeſtellt iſt,

daß der Angeklagte nicht der Beförderer war.

Stadttheater. Mittwoch wird der neue Luſtſpielſchlager
Die fünf Frankfurter zuſammen mit der Schönen lathee
wiederholt. Donnerstag zum letzten Male, und zwar als
176. t im 4. Viertel, Die Geiſha, Freitag zum letzten
Male, als 175. Vorſtellung im 3. Viertel, Tannhäuſer. Gaſt
ſpiel des Herrn Rudolf Salenius vom Stadttheater in Münſter.
Sonnabend Künſtlerfeſt: Konzertteil, hierauf Parkettſitz Nr. 10.
Billetts ſind an der Tageskaſſe des Stadttheaters zu haben.

Unfälle auf der Straße. Von einem Radfahrer wurde in
der Triftſtraße ein Kind umgefahren. Das Kind, das ins Rad

elaufen war, erlitt jedoch anſcheinend keine Verletzungen
in Mann wurde geſtern abend von Krämpfen befallen.

In der Torſtraße wurde eine Frau Rudloff aus der Jakob-
ſtraße von einem Radfahrer, deſſen Glockenzeichen ſie über
ört hatte, umgefahren. Sie fiel derart beftig u Boden, daßfö ſich nicht wieder erheben konnte und von Paſſanten in ein

Haus getragen werden mußte. Die Frau klagte über Schmer-

3 im Räücken. Beim Abſpringen von einem fahrenden
gen der Straßen d ſtürzte in der Wuchererſtraße ein

unger Mann ſo zig daß er eine Verſtauchung des rechten
rmes erlitt und ſich in ärztliche Behandlung begeben mußte.

Eigentümer geſucht. Am 28. Februar wurde einer ver
dächtigen Perſon ein weißer Jagdhund (Rüde) mit braunen
e und abgeſchnittener Rute abgenommen und nach dem

ieraſyl gebracht. Der Eigentümer des Hundes oder Aus-
kunftsperſonen wollen der Kriminalabteilung, Dreyhaupt-
ſtraße 6, Zimmer 36, Mitteilung geben.

Geſtohlen wurden in der Zeit vom 24. bis 26. Februar ein
vierrädiger Handleiterwagen, naturfarbig und etwa 1 Meter

lang; in den Tagen vom 27. bis 29. Februar ein grauer Ueber-
c mit Hornknöpfen, ſchwarzem Futter und e
aſchen; ein ſchwarzer Damenregenſchirm mit ſilberbe

ner brauner Hornkrücke; am 1. März ein Fahrrad, Marke
Expreß, Nr. 141 852, mit ſchwarzem Rahmenbau, gelben Felgen,
nach unten gebogener Lenkſtange und neuem Mantel auf dem
Vorderrad.

Oſendorf und Umgegend. Bergarbeiter, Augen aufl
Jm Saalkreis ſucht ein Ingem er der Grube Eliſabeth bei

Aeln tüchtige Häuer und Förderleute für die betreffende
Grube zur Ausführung von Streckenarbeit. Er garantiert
einen Lohn von 6 Mk. die Schicht und ſaubere Wohnung. Aber
wer dieſen Verſprechungen Glauben ſchenkt, der fällt rein. Auch
von hier waren Bergarbeiter den Verlockungen gefolgt.
Aber was erlebten ſie. Häuer zur Streckenarbeit gibt es auf
dieſer Grube genug. Die Neuangeworbenen bekommen einigeTage die betreffende Arbeit, dann erhalten ſie Arbeiten, wo ſie
kaum auf 4 Mk. Lohn die Schicht kommen. Und wie ſehen die
Wohnungsverhältniſſe aus? Mit den Sachſengängern zuſam
men wurden ſie eingepfercht. Auf Beſchwerden erhielten die
Arbeiter die Antwort, verſprochen wäre vielleicht etwas, aber
gehalten kann es nicht werden. Die andere Arbeit müßte auch
verrichtet werden. Darum Bergarbeiter, traut den Verlockungen
nicht. Das hier Geſchilderte iſt das allerſchlechteſte noch nicht.

Cheater und Muſik.
Sechſtes Sinfoniekonzert.

Zu ſeinem Abſchiedskonzert hatte Herr Kapellmeiſter
Mörike drei Werke gewählt, bei denen er zeigen wollte, wie
weit er mit ſeinem Orcheſter ſtiliſieren kann. Ohne Zweifel
hat Mörike aus dem Theagterorcheſter, das in den meiſten Fällen
im reinen Konzertieren ſich von einer gewiſſen Sprödigkeit nicht
freimachen kann, einen geſchmeidigen Klangkörper gemacht, mit
dem es ſich arbeiten läßt. Mörike hat einen großen Kraftauf-
wand an den Tag legen müſſen, um ſeine Künſtler ſo in den
Bannkreis des Reinmuſikaliſchen e zwingen, daß wir heute
ſelbſt den ſchwierigſten Werken mit Genuß folgen können, ſoweit
das Herausarbeiten des Formalen den Genuß ermöglicht. Ueber
dem Fortſchritt in techniſcher Hinſicht wachte Mörikes unermüd-
liches Streben, den Ausdruck zu vertiefen, die Details zu feilen
und die Konſtruktion des T im Sinne der Meiſter zu ge
ſtalten. Wenn Mörikes impulſive Künſtlernatur ſich nach und
nach immer mehr in der ſchweren Kunſt des Detaillierens ver
ſuchte, ſo konnte das nur von dem Momente an geſchehen, wo er
die Technik des Orcheſters nach allen Seiten hin regiſtriert
hatte. Die ungemein ſchwierige Sinfonie zu Dantes Gött-
licher Komödie, in der Liſzt alle Errungenſchaften des modernen
Orcheſters in das Feld führt, hatte unter Mörikes Leitung
Schwung und einen virtuoſenhaften Anſtrich. Die wackere
Künſtlerſchar bereitete ihrem Dirigenten einen Ehrentag. Da
war jeder Einzelne bei der Sache, die kleinſten Figuren in
Glucks Ouvertüre zur Jphigenie wurden ſauber geſpielt.

Soliſtin war die gefeierte Tereſa Carenno. Mit un
ermüdlichem Eifer iſt die große Künſtlerin tätig, ihre meiſter-
aften Jnterpretationen zu verbreiten, in ihr paaren ſich ein
tart angeſpannter Wille und eine hohe Jntelligenz. eet
ovens Konzert in Es-dur gewinnt untex ihren Händen eine
rt Verklärung, ſie miſcht die dramatiſchen und lhriſchen

Momente wunderbar durcheinander. Sie gehört zu denen, die
auf analhtiſchem Wege das Kunſtwerk vor uns erſtehen laſſen.
Von den Soloſtücken war der Vortrag des Marche militaire
von Schubert-Tauſig am bedeutendſten. Frappierend war die
Rhythmik, fein durchdacht die Steigerung.

n der Sinfonie trat zum erſten Male der Frauenchor auf,
der ſich um Frl. Doreluiſe Meiling ſchart und unter der Lei-
tung des Herrn Konzertmeiſters Riedel ſteht. Es ſind gute
Stimmen darin, das Volumen des Ganzen muß ſich ver-
rößern. So hätte das „Gloria“ am Schluſſe doppelt ſo ſtark
erauskommen müſſen.
Die zahlreich erſchienenen Zuhörer ſpendeten der Soliſtin

und dem ſcheidenden Dirigenten ſtürmiſchen Beifall. Dankend
nahm Kapellmeiſter Mörike die Lorbeerſpenden entgeger,

NRus der Provinz.
Wahlkreis TorgauLiebenwerda.

An die Diſtriktsleiter!
Am Sonntag, den 17. März, vormittags 9 Uhr, findet in

Torgau im Reſtaurant Königsbad eine Diſtriktsleiter-
Konferenz ſtatt. Da in dieſer Sitzung die Abgrenzung der
Agitationsgebiete vorgenommen werden wird, werden die Diſtrikts
leiter erſucht, ſich die Orte ihres Diſtriktes gewiſſenhaft zu regi
ſtrieren und das Verzeichnis zur Konferenz mitzubringen. Auch
werden die Maifondsmarken ausgegeben. Laut Beſchluß des
Kreistages in Annaburg wurde die Zentralſtelle für das Bildungs-
weſen nach Mühlberg gelegt. Der Bildungsausſchuß hat ſich
konſtituiert, und wählte als Vorſitzenden für alle Bildungs-
veranſtaltungen im Kreiſe den Genoſſen Ernſt Hennig, Schiffer
weg 9. Alle Anfragen und Zuſchriften auf dieſem Gebiete ſind
an genannte Adreſſe zu richten.

Der Zentralvorſtand.

Schtenditz. Ein Edelſter und Beſter als Zechpreller.
Vor dem hieſigen Schöffengericht hatte ſich der 1850 in Schneide
mühl geborene Freiherr v. Barnekow wegen Zechprellerei
zu verantworten, weil er im Januar im Hotel Goldene Sonne

vergeſſen hatte, 27,90 Mk. Zech und Logisſchulden zu bezahlen.Der mtsanwalt beantragte drei Monate Gefängnis Das ericht
kam aber zu einer Freiſprechung mit der Begründung, es ſei ni
erwieſen, daß dem Angeklagten das Bewußtſein einer
digung des Wirts und des Kellners innewohnte. Zugunſten des
Angeklagten müſſe angenommen worden, daß er ſich nur in
momentaner Geldverlegenheit befand und er wirklich die Abſicht
gehabt habe, Zahlung zu leiſten, ſobald die in Ausſicht ſtehender
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(dmittel eingingen. Der Freigeſprochene konnte aber nichtanlege h auch von Berlin aus wegen Zechprellerei
efucht wird. Der edle Herr ſcheint ſich alſo öfter in „momentanerGelbverlegenheit zu befinden und Bewußtſeinstrübungen unter

worfen zu ſein. tVerzweiflungstat einer jungen Mutter. J
Gewäſſer an der Fuchsbrücke wurde das Dienſtmädchen Eliſe
Brückner und ihr 9 Monate altes Kind, das ſich in Schkeuditz
in tot aufgefunden. Die Mutter hatte dem Kinde
und ſelbſt die Pulsadern beider Hände aufgeſchnitten, dann

ing die Unglückliche mit dem Kinde in das verhältnismäßig ſeichte
We er. iſt nicht ausgeſchloſſen, daß beide an Verblutung

eſtorben ſind. Das Kindchen muß ſchrecklich gelitten haben,eng es war infolge des Todeskampfes faſt vollſtändig ſeiner

Kleidung entblößt. z ſdel O tMerſeburg. Eine Funktionärſitzung findet Donunerstag,den 7. Mor abends 8 Uhr, in der du Wilheimsbole ſtatt.

Es iſt Pflicht aller Funktionäre in der Sitzung zu erſcheinen.
Delitzſh. Politiſche Verſammlung. Am Sonntag ſprach

unſer Reichstagsabgeordneter Genoſſe Guſtav Raute vor einervon rund 400 Perſonen beſuchten Verſammlung über das Thema:

Der neue Reichstag und die politiſche Lage. Der Redner führte
ungefähr folgendes aus: Das Volk lechzte ordentlich danach, ein
mal Abrechnung zu halten mit der Junkerſippſchaft, die uns aber
mals ungeheure Laſten auferlegt hatte. Der Wahlkampf wurde
denn auch mit einer noch nie gekannten Schärfe geführt. Obwohl
die Sozialdemokratie den Wahlkampf mit reinen Waffen führte,
aſſere unſere Gegner ganze Kübel voll Schmutz über uns.

reſſeerzeugniſſe ließen die Konſervativen gegen uns verbreiten,
die langjährige Zuchthäusler als Verfaſſer hatten. Trotzdem ge
lang es uns, unſere Stimmenzahl gewaltig zu ſteigern, und wenn
es dennoch nicht gelang, den Schwarzblauen eine entſcheidende
Niederlage beizubringen, ſo Be ſeine Urſache in der unge
rechten Wahlkreiseinteilung. halb muß eine Neueinteilung der
Wahlkreiſe vorgenommen werden. Weil die liberalen Wähler nicht
ihre Stichwahlparole befolgt und am erſten Stichwahltage eine
gonze Reihe von Wahlkreiſen an die Reaktion ausgeliefert haben,
tragen auch ſie mit Schuld daran, daß die Niederlage der Schwarz-
blauen keine vollſtändige geworden iſt. Hierauf ging der Redner
zur Präſidentenwahl über, um dann z Thronrede Stellung zu
nehmen. Aus dieſer gehe hervor, daß an den jetzt beſtehenden
Verhältniſſen nicht gerüttelt werden ſolle. Die jetzige Zoll und
Steuerpolitik ſoll beibehalten werden, außerdem ſeien wieder neue
Heeres und Marineforderungen zu erwarten. Demgegenüber ſei
es notwendig, unſere Forderung auf beſſeren Arbeiterſchutz mit
allem Nachdruck zu erheben. Nur durch unſer entſchiedenes Ein
treten für unſere Grundſätze ſind wir groß und ſtark geworden.
Soll in Deutſchland für den Fortſchritt der Weg frei gemacht
werden, muß vor allen Dingen erſt einmal die Herrſchaft des
Junkeriums im preußiſchen Landtag gebrochen werden. Obwohl
der Redner an eine Reichstagsauflöſung nicht glaubt, da ſich für
faſt alle vorkommenden Fragen eine Mehrheit finden dürfte, emp-
fiehlt er doch, die Waffen Koarf zu halten. Nach dem mit ſtarkem
Beifall aufgenommenen Vortrag nahm Genoſſe Münzer das
Wort, um zum Beitritt in den Sozialdemokratiſchen Verein und
zum Abonnement des Voltksblattes aufzufordern, worauf die gut
beſuchte Verſammlung ihr Ende erreichte. 9

S llung. Jn unſerer Meldung über die dies-
jährige Muſterung hat ſich ein Fehler eingeſchlichen. Es mußeigen Am 18. März haben ſich die Reſtanten des Jahrganges
1890 ſowie diejenigen des Jahrganges 1891, deren Familien
name mit den Anfangsbuchſtaben A bis einſchließlich G begin
nen und der Jahrgang 1892 zu ſtellen, während am 19. März
die Militärpflichtigen des ne 1891, deren Familien
namen mit den Anfangsbuchſtaben H bis Z beginnen, ſich zu

ſtellen haben. 4Fort mit dem literariſchen Schund Die in
alle kürzlich vom Dürerbund veranſtaltete Ausſtellung zur
ekämpfung der Schundliteratur hat viel Beachtung gefunden

und ſich eines guten Beſuches zu erfreuen gehabt. Dadurchdürfte auch die Abſatzmöglichkeit von henen in Halle
etwas zurückgedrängt werden. Eine Halleſche Buchhandlung iſt
offenbar ebenfalls dieſer Meinung, denn ſie verſucht jetzt mit
allen Mitteln in Delitzſch ihre Hefte abzuſetzen. Die 3
wurden 2-, 3- und 4ſtückweiſe mit verſchiedenen Titeln vor, reſp.
in die Wohnung gelegt, um dadurch Abonnements zu erhalten.
An unſere Leſer richten wir das dringende Erſuchen, überall
da, wo ſolche Hefte angeboten werden, dem Ueberbringer die
Tür zu weiſen. Alsdann dürfte es auch gelingen, den ge-
ſchäftsgewandten Verlegern das Handwerk zu legen, und ſomit
beizutragen an der wirklichen Bekämpfung der undliteratur.

Greppin. Rabiate Geſellen. W einer hieſigen Gaſtwirt
haft gerieten der Arbeiter Jgnatz Wrobel, der Hufſchmied
Wankewisecz und ein Arbeiter Stellmach mit den Arbeitern
Möller und Martſchinkowsky in Streit; es kam zu einer
Schlägerei, in deren Verlauf Möller mehrere Stiche in den Hinter
kopf erhielt, ſo daß er einem Arzt in Bitterfeld zugeführt werden
mußte. Daraufhin wurden die drei erſtgenannten Perſonen vom
Landgericht Halle wegen gefährlicher Körperverle z zu Ge
fängnisſtrafen verurteilt. Gegen Wrobel, der ſich außerdem durch
den Ausruf: „Hackt ihn tot, den deutſchen chen,“ noch der
Bedrohung ſchuldig gemacht hatte, wurde auf zwei Jahre und
einen Monat Gefängnis erkannt. Die Reviſion des
Wr. gegen dieſe Entſcheidung beim Reichsgericht kam am
Montag zur Verhandlung, wurde aber vom höchſten Gerichtshof
als unbegründet verworfen, da ſie lediglich die tatſächlichen
Feſtſtellungen bemängele.

Gleſien. Jmmernoch das Arbeiterheim. Jm November
v. J. fand in dem jetzt behördlich geſchloſſenen Arbeiterheim zu
Schweiditz eine Feſtlichkeit des Radfahrervereins Vorwärts ſtatt.
Der Ausſchank von Bier war dem Arbeiterheim unterſagt. Die
Feſtteilnehmer entnahmen deshalb Flaſchenbier aus dem Geſchäft
des Maurers Zeidler, der in der Nähe des Arbeiterheims
wohnt. Zeidler hat die Erlaubnis zum Verkauf von Flaſchenbier,
Limonade, Selterswaſſer u. ſ. w. Er ſoll nun aber das Gewerbe
ſteuergeſetz und die Gewerbeordnung übertreten haben, weil er
zu jener Feſtlichkeit Bier u. ſ. w. i ggtte Das Delitzſcher Schöffen

ericht verurteilte ihn auch zu 30 Mk. Geldſtrafe event. 6 Tagenhat Gegen dieſes Urteil legte er bei der Strafkammer Halle

erufung ein mit der Begründung, er habe ſich nicht ſtrafbar
macht, denn er habe die Erlaubnis zum Verkauf von Getränken
„über die Straße“. Der rin geladene Gendarm vermutet
aber, daß in dem Arbeiterheim Bier verſchenkt worden iſt. Es
müßte dort Bier vertrieben ſein, denn Leute hätten ihm geſagt,
im Arbeiterheim Bier erhalten zu haben. Ein Mann hätte ein
mal erzählt, es wären dort drei Fuhren abgeladen. Um hierüber
Klarheit zu ſchaffen, wurde die Verhandlung behufs weiterer
Beweiserhebung vertagt.

Eilenburg. Stadtverordnetenſitzung. Der Vorſteher
brachte in der zeugen Kenntnis, daß die Beſtätigung
der Wiederwahl des Herrn trats Tuve erfolgt ſei. Ferner
wurde Beſchluß gefaßt über die Entlaſtung der Rechnung der

Fortbildungsſchule pro 1910. Einer anderweltigen
egelung der Gehaltsbezüge der Lehrer und Leiter der gewerb

lichen Fortbildungsſchule wurde die Zuſtimmung erteilt. Bisher
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wurde der Lehrer für jede Stunde mit zwei Mark entſchädigt.
Dies kommt in Wegfall und wird dafür eine feſte Summe von
jährlich 90 Mark an jeden einzelnen Schullehrer bezahlt. Auch
ür den Leiter wurde ein feſter Satz beſtimmt. Die entſtehenden

Mehrausgaben betragen 352 Mark. Ebenſo wurde der vom
Magiſtrat vorgeſchlagene Fluchtlinienplan unter Aufhebung des
beſtehenden Fluchtlinienplanes für die Leipzigerſtraße und die
angrenzenden Straßen die Zuſtimmung gegeben. Die Warenhaus-
ſteuer, welche vom hieſigen Konſumverein an die Stadt entrichtet
wird, ſoll in der bisherigen Weiſe an die Gewerbetreibenden der
vierten Steuerklaſſe verteilt werden. Die Steuer betrug im
Jahre 1910: 7312 Mk., 1911: 8788 Mk. Für 1912 konnte die
Summe noch nicht angegeben werden. Die Parſeval-Luftſchiff
Geſellſchaft richtet an den Magiſtrat das Erſuchen um Beihilfe,
damit eine Landung des Parſeval-Luftſchiffes ermöglicht wird.
Unter Zuſtimmung ſämtlicher Stadtverordneten wird beſchloſſen,
einen Preis von 300 Mk. bei Landung des Luftſchiffes auszuſetzen.
Die Feuerlöſchdeputation ſtellt die Hilfsmannſchaften. Jn der ge-
ſchtoſſenen Sitzung wurde der Ankauf des Kaufmann Otto Gieſeler-
ſchen Grundſtückes, Leipzigerſtraße 33, für 30000 Mk. ſowie der
Ankauf des der Frau Schuhmachermeiſter Hergt gehörigen Grund-
ſtückes, Leipzigerſtraße 32, für 17000 Mark genehmigt. Ferner
wurde die Anſtellung der Herren Luft, Killmann, Gierke, Kroſt
und Metzig als Kanzliſten genehmigt.

Genoſſenſchaftliches.
Die Steuerleiſtungen der Konſumvereine und der anderen

Genoſſenſchaften in Preußen 1910 und 1911. Die Behauptung,
daß durch die Einführung des feſten Rabatts die Steuer-
ſumme der Konſumvereine ungebührlich verringert verringert,
wird, ſpielt bekanntlich unter den Argumenten der Mittel-
ſtändler für die Einfügung der Ausnahmebeſtimmung in das
preußiſche Einkommenſteuergeſetz, daß auch der feſte Rabatt
der Steuer zu unterwerfen ſei, eine ganz beſondere Rolle. Da
iſt es wichtig, einmal an Hand der amtlichen Zahlen dieſe Be-
hauptungen auf ihren Sachverhalt zu prüfen. Den Mitglie-
dern des preußiſchen Abgeordnetenhauſes iſt nun eine ver-
gleichende Ueberſicht über die Ergebniſſe der Einkommenſteuer
veranlagung für 1910 und 1911 zugegangen. Danach hatten
die ſteuerpflichtigen Genoſſenſchaften (außer Konſumvereinen)
im Jahre 1910 an Staatseinkommenſteuer inkluſive der Zu-
ſchläge 343 394,40 Mk., im Jahre 1911 342 421,60 Mk. zu zahlen.
Es iſt hier alſo, obwohl die Zahl der ſteuerpflichtigen Genoſſen-
ſchaften von 926 auf 941 geſtiegen iſt, eine Verminderung der
Steuerleiſtung zu verzeichnen, bei den Konſumvereinen jedoch,
wo die Zahl der Vereine ebenfalls etwas geſtiegen iſt, von 919
auf 937, iſt eine recht erhebliche Vermehrung zu konſtatieren.
Es ſtieg die veranlagte Steuer von 414 373 Mk. auf 436 349 Mk.
und die zu erhebende Steuer (einſchließlich der Zuſchläge) von
502 869,60 Mk. auf 530 544,60 Mk. Das in Preußen ſteuer-

pflichtige Einkommen der anderen Genoſſenſchaften ſtieg von
9 191 713 auf 9221351 Mk., das der Konſumvereine von
12 486 360 Mk. auf 13 075 510 Mk. Angeſichts dieſer Zahlen
kann man wirklich nicht mehr behaupten, daß dem Staate die
Steuerquellen durch die Einführung des feſten Rabatts unge-
bührlich beſchnitten werden.

Mllerlei.
Maſſenerkrankungen in der Kaſerne.

Nachdem erſt jüngſt eine große Zahl Mannſchaften der
Unteroffizierſchule in Potsdam am Genuß nicht einwandfreien
Fleiſches erkrank iſt, kommt jetzt aus Mainz die Nachricht,
daß bei einem dortigen Jnfanterieregiment 79 Mann in das
Lazarett gebracht werden mußten, weil ſich bei ihnen Ver-

iftungserſcheinungen zeigten. Man führt die Ur-ache auf den Genuß von Seef i en zurück.
Jn allen dieſen Fällen iſt es einigermaßen merkwürdig, daß

die Aufſichtsperſonen in der Regel nicht erkranken, obwohl ſie
verpflichtet ſind, die Mannſchaftskoſt zu verſuchen, ehe ſie an
die Mannſchaften verabreicht wird. Die Aufſichtsinſtanzen
würden gut tun, einmal nachzuprüfen, ob ſich die Vorgeſetz-
ten auch in der entſprechenden Weiſe von der Güte des Eſſens
vorher überzeugt haben.

Ein Parſeval Luftſchiff zerſtört.
Berlin, März. Der Parſevalballon P. L. 6, dasReklameluftſchiff, wurde geſtern abend gegen 10 Uhr

in Oberſchönwalde bemerkt, als es ohne Tätigkeit der Motore
in der Richtung auf Karlshorſt zutrieb. Der Ballon ging
zwiſchen Biesdorf und Oberſchönwalde 11 Uhr nachts nieder,
wobei der Steuermann Nebbes, der bis zum Schluſſe dasSchleppſeil gehalten hatte, ſich in dieſem verfing und getötet
wurde. Die übrigen vier Jnſaſſen des Luftſchiffes blieben un-
verletzt. Das Luftſchiff ſoll vollſtändig vernichtet ſein. Be-
kanntlich ſollte das Reklameluftſchiff demnächſt auch einige
Fahrten über Halle veranſtalten. Um dieſes Vergnügen iſt
r die Halleſche Bevölkerung durch den Unfall des P. 6 ge
ommen.

Sieben Menſchen verbrannt.
Bei einer Feuersbrunſt in Objat bei Brive in Frankreich

kamen ſieben Perſonen ums Leben. Das Feuer, das
nachts in den Ställen einer Gaſtwirtſchaft entſtand, griff ſchnell
auf das von den Arbeiterfamilien Pommeguy und Cellerier
bewohnte Nachbarhaus. Während die Familie Pommeguy bis
auf ein zehnjähriges Kind gerettet werden konnte, verbrannte
die ganze Familie Cellerier, beſtehend aus ſechs Perſonen.

Doppelmord und Selbſtmord.
Jn Niederwaltersdorf bei Zittau erſchoß der 18Jahre alte Weber Richard Kraft die im Nachbarhauſe woh-

nende Webermeiſtersfrau Gürttler, dann ſtürzte er ſich auf
deren 18jährige Tochter, vergewaltigte und tötete

ſie darauf durch einen Schuß in die Schläfe, dann floh der
Täter in den nur 20 Minuten entfernten Wald, wo er ſich

Kraft war ein ſehr nervöſer Menſch, der durch
das Leſen von Schundromanen (lIl) zu der grauſigen
Tat getrieben worden ſein mag.

ſelbſt erſchoß.

Sein eigner Arbeitsmarkt.
Man ſchreibt der Frankf. Ztg. aus London: Ein unge

wöhnlicher Anblick bot ſich dieſer Tage den Paſſanten in der
Nähe der Liverpool Street, einer der bekannteſten HauptGe-
ſchäftsſtraßen der Metropole. Man ſah einen ſehr anſtändig
gekleideten jungen Mann langſam ſeines Weges gehen mit
einem auf dem Rücken befeſtigten Schilde, das ſolgende Auf
ſchrift trug:

„Ein mit allen Kontorarbeiten gut vertrauter Kommis
nänſht Anſtellung. Man wende ſich an ihn ſelbſt
jier

Auch ein Zeichen der Zeit!

Kleines Allerlei. Jn Hamburg wurde ein ſchwerer
Diebſtahl in dem Poſtzollgebäude am Valentinskamp ver-
übt. Geſtohlen wurden 7 Tauſend-, 74 Hundertmarkſcheine, 600
Mark in Silber, ein Scheck von 680 Mk. auf die Deutſche Bank
in Hamburg und ein Scheck von 962 Mk. auf die Haderslebner
Bank. Ueber den Täter iſt nichts bekannt. Ein Attentat
auf den Londoner Rothſchil d. Jn London ſchoß ein
Unbekannter auf den in ſeinem Automobil ſitzenden Baron
Leopold Rothſchild, Mitinhaber des Londoner Bankhauſes.
Rothſchild blieb unverletzt, während ein auf der anderen Seite
der Straße ſtehender Poliziſt durch mehrere Schüſſe ge-troffen tot zuſammenbrach der Täter wurde verhaftet.

Boxende Gymnaſiaſten. Unter den Eymnaſiaſten
in Lauenburg wird ſeit einiger Zeit das Boxen als.
Sport geübt. Als am Sonntag zwiſchen den Primanern Lietz
und Hinz ein Kampf ſtattfand, erhielt Lietz von ſeinem
Gegner einen Stoß in die Magengegend und ſtürzte bewußt-
los zuſammen. Trotzdem er ſofort in ärztliche Behandlung

wurde, ſtarb er kurzer Zeit.
Hriefaften der Redaktion.

Schiepzig. Steuern ſind ſchon vom erſten Tage nach der Ent-
laſſung vom Militär an zu zahlen.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewertkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl,.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

indra Katarrh- Bonbons
ſind das vorzügliehste Husten- Linderungsmittel.

Paket 20 Pfg. nur bei
Konfſitüren- Gentzseh, 15 Filiglen in Halle a. S.

Ich ſchloß einen großen Poſten Petroleum. Die liefernde Firma drängt auf

Abnahme. Am zu räumen verkaufe ich bis auf weiteres

Petroleum 1 Liter I6 Pfe.
zündhölzer sogn, Schweden 1 Pack 259 t.

Louis Sisfeid, Markiplatz 22
im Goldenen Ring.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2) d. 4. März.
Aufgeboten: Arbeiter Stock u.Emma Walther (Tholuckſtraße 4).

Bürgerſchullehrer Schiebold und
Eliſe Taatz (Altenburg u. Lerchen
feldſtraße 18). Arbeiter Altmann
und Anna Kohlmann (Steg 13 u.
Gr. Ulrichſtraße 54). Bahnarbeiter
Graupner und Frieda WMörre
(Streiberſtraße 10). Redaktions-
beamter Hennig u. Marie Schwarz
(Leipzig u. Gr. Berlin 13). Bahn-
arbeiter Menniche und Jda Stiem

urt). Tapezierer Minnich
rüggemann (Magdeburg). zwei Druckknöpfen

vSeht Mitbauer und
Linke alle und Leipzig).Waurer gegee und E. Kurzer

(Tasdorf). Hausdiener Schlapp

kohl und L. See rbeiter e ngra Schöngart nW r un h Bankbeamt.Herfurth und Meta VPolitz (Berlin
und Magdeburgerſtraße 9). Ober-
kellner Fiſchbach und Chriſtianga
Wambach (Fürſtental 64a).

Geboren Arbeiter Gißler S.
Wörmligtzerſtr. 106). Desinſektor

iller S. (An der Schwemme 5).
Sattler Rehahn S. (Kl. Ulrichſtr. 5).
Schloſſer Geiſel T. (Ludwigſtr. 22).
Eiſendreher Schneider T. (Tor-
ab 29). Maſchiniſten Brunner

arg traße 1a). Arbeitert a T eingärten 34). Glaſer
rn S (Lindenſtr. 22). Pferde-

händler Reimann mab 25). Arbeiter Scha
Eaß eſtr. 7). Landwirt Merkel

fälzerſtraße 14).e aufmann Dannen-
berg, 72 J. (Herrenſtr. D. Witwe
Chriſtine Steuer geb. Lange, 78 J.
(Jakobſtraße 20). Handelsmann
Löbe, 53 J. (Kl. Ulrichſtraße 27).
Witwe Thereſe Gellhorn ge

vorzüglich in Quanitat,

8 Knopk lang,
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Dinahges Angebot!

Ein grosser Posten

Damen- Glacé-Handschuhe
in allen modernen PFarben, mitjedes Paar 95 P

Ein grosser Posten

Dänisch Leder-Handschuhe
für Damen

eehöne Farben-Sortimente,

jedes Paar M.
Nur solange Vorrat!

Druwmer Benjamin,
Grosse Ulrichstrasse 2224,

mit Persil.

25 HENKEL CO.,

ersi
fürHlleeneeche

ichtig e
Das selbsttätige
Waschmittel.
Spitzenwäsche, Gardinen, Stickereienund andere emplindliche Siolſe, die nicht

gerieben werden dürfen, wasche man nur
Vollkommenste Reinigung

bei größter Schonung des Gewebes. Persll

S wäscht von selbst
nur durch einmaliges, ca.
Kochen. Verletzen des Gewebes aus-

geschlossen.

Erprobt u. gelobt!
Nur in Originalpaketen, niemals lose.

et an der h Soranfsstslion durch e

c

Zeste Zezugsquelle in

ſereins-Hadeln n Ahreichen

in Moetall u. echter Emaille.
Vereins -bänder 1. Roventen

8
Gust. Unlig

Uhrön und Goläwaren
Halle a. S., untere Leipzigerstr.

Schulranzen eg
Riesen-Buzar, zäneenn. l.

Gr. Federbett nur 8.50 Mk.,
Kiſſen 3 Mk., alles rotes
n verk. ſffpechiet ſö II.l

Alle Uhren, S I ſacwen uſw.
repariert ſehrKurt Ungoer, e

Eing.: Kl. Sandbg.Schachöpſel

Mit Anleitung zum Spielen.
Das intereſſanteſte aller Spiele

Preis 20 Pfg.
Volks Buohhan dung
Arbeitsmärkt

stündiges

DUSSELDORVF.

Oranienbg. Kernseife
grosser Riegel 50, 28 Pf.

Riesen-Bazar, Schmeerrtr.

Wer probtWiederver- a

Krebs, 69 J. (Schützenſtraße 8).
Oberkellners Schneider EheEmma geb. Spielgies, 34 J.

ter (Leſſingſtr. 12 u. Schillerſtr. 11).
Schriftſetzer Schröter u.

Haymſtraße 12). Eiſenbahnzug- hardt Beeſenerſtr. 26 u. Seebenerführer a. D. Lenck, 74 J. r traße 20). Hilfshoboiſt Weiſe u.
ſtraße 74). Witwe J hange err- Anna Hünicke (Körnerſtr. 13 und

mann geb. Spaldmann, 80 Jahr Mühlweg 23).

ne ehe Bee tet Feldetraße 102). Schloſſers Beeck Ehe ſtrenge
rau Anna geb. Rau, 50 J. gen ner u. Jnſtallateur BerendtGeeſenerſtraßt 10).

104). Lehrer E
(Halle-Nord rig rnnnenſtr. Za.)

rnſt S

Aufgeboten: Sthmiedemeigerſe
aucha u. Martha Sickert (Witte

indſtraße 4). Linge u.Rartha er (Paradeplatz 2 u.
traße 40).

Steinmühle). Arbeiter Stricksner ßer geb. Reh. 72 J. J ilund Berta Jäckel n gerſtr. 48 ße mſtr. 10). Strafanf talts Werk
u. Saalwerderſtr. 9). Oberkellner meiſter a. D. Bohn, 69 J. (Felſen-
Seßner und Charlotte Schubert gra e H. Privatiere Fre
Leſſingſtr. 8 und 42). Vize-Feld-7 r 14). itwevebel Hübener und Frida Haber Deſer z geb. Suder, s H. (Harz 6).
hie eſſauerſtr. 69 u. Kolberg). Jnvalide Möbius, 9 J. (Große

rbeiter Bluſchke u. Emma Rich! runnenſtraße 1).

Anna Ehr-

käufer ge der lobtsuecht. meine abwaschbare
Dauerwäsche.werden ſchick g2 rer

Felsenstrasse 2 Preis]. gratis.
Schlaehtefest.Marie Böttcher,

Triftſtraße 2.

Klappenbach

e m Grosserichstr. 41.

S Mittwoch

Kaufmann Schurig
Arbeiter Theuringr Wallſtr. 3). Straßenbahn-

hehret Kretzſchmar T. (Seebener ff. friſche und

aus reinem Schweinegut ſtets zu.

Geſtorben: Paſtorwitwe Ra-

Vahrräder.
neue, von 50 M. an, 10 gebr. von
20 M. an, Mänte] 2.10 M., Ersatz-

und Zubehörteile billigst.

Jeden Mittwoch u. Sonnabend
öchlachtefeſt.

L. Schaaf,
Ladenbergſtr. 49.

Wurstwaren
Gr. Klausstrasse 32.

Waſchgefäße,
dauerhaft und billig. Größte Aus

geräucherte

billigſten Preiſen.

e h iSchlachtefeſt.Früh 8 Ußr: Weuſteiſch

Otto Becker, Kröhwitz.ang,

wahl. Böttcherei, Schülershof 1.

Hygienische
Zanhnbürsten

mit Luftdurchführung, bei

C. F. Ritter, w.
Jeden MittwochR hlachtefegt.

Olga Wentzke, Wolfſtr 2.

UVnverwüstliche

Markttaschen
sehr billig bei

Violin- u. Klavier- Unterricht
erteilen

Nur Fahrrad Hanus,

Parteichritten a än.

Kern, May.C. F. Ritter, ee Eichendorffſtr. 28. Torſtr. 49.
Gärtner Lehrlinun n m kann die r en

c vo nd h tlich.7 Wie Zu Hause mere Ehrenfäule.

z jg 3 ehrling Sennns du5 S xs Spelsen Sie e e
a o rotkutſchers I Volkspark. r u tet ſowie
7 z Laufburſcheügſi i öſährig. t.Vorzügliche Küche, ren ere-
5 Freitag und Sonnabend: 7 5 e

D Dyi z n geſus Frische Pökelknoohen S Wirte e t
h Leh yrlingePaul Fener

erſtraße 4.Für die Inſerate verantwortlich: Rob. JIgner. Drug der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruc. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Gro b. jetzt A. Jähni g. ghe i. Halle a. S.
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